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1. Die Bedeutung der Kohlenstation und ihre 
Unterscheidung von der Flottenstation. 

In der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts vollzog 
sich in der Schiffahrt die bedeutsame Wandelung, die an 
Stelle des Windes den Dampf als treibende Kraft für die 
Fortbewegung des Schiffes setzte. Vor der Kriegsmarine war 
es zunächst die Handelsmarine, die aus dieser Neuerung 
Vorteil zog. Zwar Hessen die Vereinigten Staaten bereits im 
Jahre 1815 eine Dampffregatte mit 32 Kanonen vom Stapel 
laufen. Da aber anfänglich die Schiffe durch Räder, nicht 
durch Schrauben fortbewegt wurden, die Badkasten aber den 
zur Aufstellung der Geschütze günstigen Raum sehr beengten, 
da ferner die Technik des Schiffsmaschinenbaues nur all- 
mählich fortschritt, so wurde der Bau von Dampfschiffen für 
die Kriegsmarine zunächst zurückgehalten. England stellte 
erst 1839 den Raddampfer „Cyclops" als erste Dampffregatte 
in seine Flotte ein. Der letzte Seekampf zwischen Segel- 
schiffen war die Schlacht in der Bucht von Navarin am 20. Ok- 
tober 1827, wo die vereinigte englisch-russisch-französische 
Flotte die türkisch-ägyptische zerstörte. Erst mit Verbesse- 
rung der Schiffsschraube — 1845 fuhr ein Schraubendampfer 
zum ersten Male über den Ozean — gingen die Staaten daran, 
die Segelschiffe ihrer Marinen durch Dampfschiffe zu ersetzen. 
Im amerikanischen Bürgerkiiege (1861 — 65) spielten die mit 
Dampf fahrenden Kriegsschiffe zum ersten Male eine wichtige 
Rolle. Gegenwärtig werden Segelschiffe in den Kriegsmarinen 
nur noch zu Ausbildungszwecken verwendet. 
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Mit der Verdrängung des Windes als treibender Kraft 
durch den Dampf ist naturgemäss die Bedeutung der 
Kohle für die Schiffahrt unendlich gestiegen. Die Kohle ist 
das Lebenselement des Dampfers; ohne Kohle ist selbst ein 
Panzerschiff vom neuesten Typ ein hülf loses Wrack, unfähig 
sich selbst zu regieren und dem Feinde zu schaden. Ein 
voller Kohlenbunker ist für ein Kriegsschiff im Ernstfalle sehr 
häufig die notwendige Bedingung des Erfolges, sei es nun, 
dass es in forzierter Fahrt vor einem überlegenen Feinde 
fliehen will, sei es, dass es eine weite Strecke zu durchfahren 
hat ohne Gelegenheit, den Kohlenvorrat ergänzen zu können. 
Freilich ist die Fortbewegung des Schiffes an sich kein selb- 
ständiger Wert im Kampfe, wohl aber ist sie für das SchiflF 
das unbedingt nötige Mittel, um seine Waffen zur Geltung 
zu bringen 1). Die Möglichkeit, die Bunker der KriegsschiflFe 
zu vergrössern, ist jedoch begrenzt, wenn die Gefechtskraft 
des Schiffes nicht unverhältnismässig gemindert werden soll. 

Mit der Kohle hat auch das Geschäft des Kohlennehmens, 
der „Bekohlung", für die Kriegsflotten der Gegenwart 
grosse Bedeutung erlangt und ist zu einem Manöver ausge- 
bildet worden, in dessen schneller Erledigung die verschiede- 
nen Marinen und die einzelnen Schiffe derselben Marine rege 
wetteifern ^). 

Am schnellsten und sichersten geht das Bekohlen im 
Hafen oder auf einer geschützten Reede vor sich. Das 
Schiff macht entweder an einem Kai fest — die Kohlenüber- 
nahme kann dann durch leistungsfähige Kräne, die am Lande 
angebracht sind, beschleunigt werden — oder aber die Kohlen- 
leichter oder Kohlendampfer kommen längsseits des Schiffes, 
und die Übernahme muss dann durch Apparate, die auf den 
Fahrzeugen angebracht sind, bewirkt werden. In beiden Fällen 



1) Darüber s. den Aufsatz „Parallelen in .der Taktik der Segel- 
und Danii)t'schiitszoit" im Nauticus 1900 S. 245. 

2) t'ber den gejrenwärtigen Stand der Bekohlungsfrajre s. den Au 
satz gleichen Titels im Mauticus 1905 S. 389. 
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bietet das Bekohlen keine Schwierigkeiten, und die Leistungen, 
die bisher beim Bekohlen im Hafen erreicht worden, sind 
sehr beträchtlich: bis zu 300 Tonnen Kohlen sind stündlich 
übergenommen worden'*). Besonders die deutsche und eng- 
lische Marine haben sich eine Schulung ihrer Mannschaften 
in diesem Geschäfte angelegen sein lassen. Dagegen ist das 
Bekohlen der Kriegsschiffe zur See noch recht im Rück- 
stande, wenn auch die Marinen in den letzten Jahren diesem 
Geschäft rege Aufmerksamkeit gewidmet haben; über das 
Stadium des Versuches ist man bisher nirgends hinausge- 
kommen. Die besten Ergebnisse hat wohl bisher die deutsche 
Marine bei ihren Versuchen Ende Februar 1906 zu verzeichnen 
gehabt. Sie verwendet den Leu e 'sehen Apparat, bei dem das 
Kriegsschiff den Kohlendampfer achteraus schleppt. Während 
beide Fahrzeuge mit einer Geschwindigkeit von 20 km in der 
Stunde fuhren, gelang es, innerhalb 2 Stunden 105 Tonnen 
Kohlen überzunehmen*). 

Selbst wenn die Apparate im Laufe der Zeit verbessert 
werden sollten, sind dennoch die Schwierigkeiten beim Be- 
kohlen auf See zu gross, als dass sie gänzlich ausgeschaltet 
werden könnten. Zunächst ist das Geschäft stets von Wind 
und Wetter abhängig. Wenn bei starkem Seegange die Schiffe 
rollen und stampfen, ist entweder die Kohlenübernahme ganz 
unmöglich, oder aber die Förderleistung ist so gering, dass 
sie nicht im Verhältnis steht zu dem Aufwand an Zeit und 
Mühe. Sollen ferner die Kriegsschiffe nicht mit Einrichtungen 
belastet werden, die ihnen im Gefechte entbehrlich, ja hinder- 
lich sind, so müssen die zum Bekohlen notwendigen Apparate 
dem Kohlendampfer zugewiesen werden. Dies setzt wiederum 
den Bau einer genügend grossen Anzahl geeigneter Kriegs- 
kohlendampfer voraus. Kurzum, noch für längere Zeit hinaus 

3) Diese Leistungen sollen bei den modernen deutschen Sclilacht- 
schiifen auf 400 Tonnen gesteigert worden sein. 

4) Diese Angabe entnehme ich der Leipziger Illustrierten Zeitung 
1906 No. 3271. 

1* 
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dürfte die Bekohlung zur See im Kriegsfalle für ein grosses 
Geschwader nicht in Frage kommen; es wird vielmehr auf 
Bekohlung im Hafen und auf der Reede angewiesen sein. 

Noch in anderer Hinsicht hat der Ersatz des Windes 
durch den Dampf als Triebkraft die Kriegsflotten an die Häfen 
gebunden: soweit es sich um Ausbesserungen handelt^). 
Schäden, sei es nun am Schiffskörper selbst oder an einer der 
zahlreichen Maschinen, die das Schiff mitführt, sind unver- 
meidbar und sind häuflg genug mit Bordmitteln nicht aus- 
führbar. Wohl oder übel muss das betroffene Schiff den 
nächsten geeigneten Hafen aufsuchen, um wieder instand ge- 
setzt zu werden. Jedoch ist hier bis zu einem gewissen Grade 
die Möglichkeit gegeben, dass eine Flotte sich vom Lande un- 
abhängig macht, während dies, wie geschildert, bei der Be- 
kohlung gegenwärtig unmöglich ist. Eine Flotte, die eine ge- 
nügende Anzahl gut ausgerüsteter Werkstattschiffe mitführt, 
kann sehr wohl die gewöhnlichen laufenden Ausbesserungen 
auf hoher See ausführen, ohne einen Hafen anzulaufen. Ebenso 
kann durch Lazarettschiffe für gute Pflege und möglichst rasche 
Heilung der kranken Mannschaften gesorgt werden, ohne dass 
das Kriegsschiff selbst gezwungen wäre, die Kranken an Land 
zu setzen. Werden dagegen umfangreichere Ausbesserungen 
nötig, die nur ausgeführt werden können, wenn das Schiff 
gedockt wird, so muss wiederum ein Hafen zur Verfügung 
stehen, der mit den notwendigen Einrichtungen versehen ist 

Es bleibt als Ergebnis: eine Flotte, die sich auf einen 
mit Kohlenvorräten, Werkstätten und Dockanlagen ausge- 
rüsteten Hafen stützen kann, hat naturgemäss erheblich mehr 
Gefechtskraft, kann vor allem ihre Gefechtskraft erheblich 
besser erhalten, als eine Flotte ohne einen solchen Stützpunkt. 

So lange einer Flotte der Schutz der heimatlichen Küste 
obliegt, wird ein solcher Stützpunkt nie fehlen. Mächte jedoch 
mit ausgedehntem Kolonialbesitz und lebhafter Handelsschiffahrt 



5) Über die Abhängigkeit der modernen Kriegsschiffe von Aus- 
rüstungsplätzen s. den Aufsatz gleichen Titels im Nauticus 1902 S. 96. 
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müssen mit Notwendigkeit dahin streben, auch eine kampf- 
bereite Auslandflotte zu haben, die im Kriegsfalle Handel und 
Kolonien nach Möglichkeit schützt. Darauf verzichten heisst, 
einen wertvollen und schwer ersetzbaren Teil des National- 
vermögens — die Handelsflotte und den durch sie ver- 
mittelten Handel — ohne Schwertstreich dem Feinde aus- 
liefern. Je weiter entfernt vom Mutterlande eine Flotte ope- 
riert, desto schwieriger ist ihre Unterhaltung mit allem nötigen 
Material vom Mutterlande aus. Will eine Flotte ihren Wirkungs- 
kreis beträchtlich erweitern, etwa durch die Tropen hindurch, 
so ist zum mindesten ein Stützpunkt am Ende der Reise un- 
bedingt erforderlich, wenn die Flotte dem Feinde nicht be- 
deutend geschwächt gegenüber treten will. Gerade der Auf- 
enthalt in den Tropen hat Beschädigungen der Aussenwand 
des Schiffes zur Folge, die sich nur im Dock gründlich be- 
seitigen lassen. 

So geht mit dem Streben nach einer Auslandflotte das 
Streben nach einem geeigneten Stützpunkt für sie Hand in 
Hand 6). 

China hat die Folgen dieser Expansionspolitik am eigenen 
Leibe spüren müssen. Der wachsende wirtschaftliche Wett- 
kampf der Nationen in Ostasien machte einen Zusammenstoss 
früher oder später wahrscheinlich. Die am meisten inter- 
essierten Mächte suchten möglichst gerüstet in den Kampf zu 
treten, und so wurde eine passende Gelegenheit benutzt, um 
China zur Abtretung mehrerer Häfen zu zwingen. Deutsch- 
land setzte sich in Kiau-tschou fest, Russland in Port Arthur, 
England in Wei-ha-wei und Frankreich in Kwang-tschou-wan 



6) Eine grosse Reihe vorzüglich gelegener und ausgestatteter Flotten- 
stützpunkte, die sich über die ganze Erde verteilen, besitzt England 
dank seiner frühzeitigen und weitsichtigen Kolonialpolitik. An wichti- 
geren Flottenstützpunkten und Kohlenstationen kann man für England 
45 zählen; in grossem Abstände folgen die Vereinigten Staaten mit 25; 
Deutschland verfügt gar nur über 5. (Diese Zahlen entnehme ich einem 
Verzeichnis der Marinestationen usw. der grösseren See- und Kolonial- 
mächte im Nauticus 1905 S. 553.) 



— 6 — 

Der Vertn^ zvüdien Deutschland and Giim tob 
6. März 1&9h'^ zahlt die ErfordemiÄae anl die nödg smd, 
am einen för die Krie^sllone braiKfalaren Stutzpunkt za 
schaffen. Dort heisst es in Art. 2: China verpachtet Jmde 
Seiten des Ein^ouigs der Bocht von KiaiiH&diovr. damit 

^Deatschland gleidi anderen Miditen einen Platz an 
der chinesisdien Koste inne haben mose für die Ans- 
l>esäerang und Aosrfistiing von Schiften, fär die Nieder* 
legung von Materialien und Vorräten fnr diesdben, 
sowie f&r sonstige dazu geborende Einrichtungen . . . 
Deutschland übernimmt es. in gdegener Zeit Befesti- 
gungen zum Schatze dar gedachten banlidien Anlagen 
und der Einfahrt des Hafens zor Ansföhnrng zn bringen.** 
Eine ähnliche Einleitung und Aufzahlung findet sich in 
dem Vertrage zwischen England und China vom 1. Juli 1898^ 
Es leuchtet ein, dass die Einräumung einer Flottenstation 
im Sinne der eben angeführten Verträge nur möglich ist, wenn 
der Staat der sie einräumt sich der Souveränität über 
Wasser- und Landgebiet des betreffenden Hafens begibt*); 
jedenfalls würde das Gegenteil beständig zu schweren Kon- 
flikten Anlass geben. Am offensten ist hierin der deutsdie 
Pachtvertrag. Er sagt in Art 3: 

„Um einem etwaigen Entstehen von Konflikten vor- 
zubeugen, wird die Kaiserlich Chinesische Regierung 
während der Pachtdauer im verpachteten Gebiete Ho- 
heitsrechte nicht ausüben, sondern überlässt die Aus- 
übung derselben an Deutschland." 
Der enghsche Vertrag dagegen enthält noch einen Vor- 
behalt zugunsten der chinesischen Souveränität Freilich heisst 
es am Ende des Abs. 2 des englischen Vertrages: 

7) Recueil Bd. 30 S. 326. 

8) Recueil Bd. 32 S. 90. 

9) Von diesem nur ist wohl gemerkt bei Betrachtung des deutschen 
und englischen Vertrages die Rede, nicht von der neutralen Zone, wie 
sie in Art. 1 des deutschen und in Abs. 3 des englischen Vertrages 
näher angegehen ist. — Vgl. Köbner S. 1086/7. 
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„Within the above-mentioned territory leased Great 
Britain shall have sole Jurisdiction" — 
dagegen lautet Art 4: 

„It is agreed, that within the walled city of Wei-ha-wei, 
Chinese officials shall continue to exercise Jurisdiction, 
except so far as may be inconsistent with naval and 
military requirements for the defense of the territory 
leased" — 
und der russische Vertrag sagt geradezu: Port Arthur werde 
verpachtet, 

„but on the understanding that such lease shall not 
prejudice China's Sovereignty over this territory*' *0). 
So verschleiert die Staatenpraxis Gebietsabtretungen hinter 
der rechtlichen Form der Pacht auf Zeit^*). Freilich mag 
diese Form einige Bedeutung haben, aber gewiss nur in for- 
meller Hinsicht. So übertrug Russland im Frieden von Ports- 
mouth an Japan die Pacht von Port Arthur nur mit Zustim- 
mung der chinesischen Regierung; beide Parteien sollten sich 
um Erlangung dieser Zustimmung bemühen^-). Diese Ein- 
schränkung wäre wohl nicht vereinbart worden, wenn die Zu- 
stimmung Chinas nicht sicher zu erwarten gewesen wäre. Sie 
wurde erteilt in dem Vertrage zwischen China und Japan vom 
22. Dezember 1905*'*). Gerade das Innehalten der Pacht- 
frist durch die berechtigten Mächte ist durchaus unwahr- 
scheinlich, wie die Ereignisse bereits beweisen. Wei-ha-wei 
wurde verpachtet „for so long a period as Port Arthur shall 
remain in the occupation of Russia". Trotzdem nun Russland 
Port Arthur nicht mehr besitzt, denkt England keineswegs 
daran, Wei-ha-wei aufzugeben. In dem deutschen Vertrage 

10) Abgedruckt bei Lawrence, War and Neutrality, S. 270. 

11) Lawrence (War and Neutrality S. 273) sagt treffend: „The 
words which reserve the sovereignty of the lessor are fine phrases used 
for the purpose of disguising the reality of territorial transfer. They 
may be likened to the jam which renders palatable the child's powder." 

12) Recueil Bd. 83 S. 5 Art. 5. 

13) Staatsarchiv Bd. 72 No. 13567. 
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wurde die Pachtdauer „vorläufig auf 99 Jahre" festgesetzt- 
Dass auch Japan nicht gewillt ist, die ihm übertragene Pacht 
auf die ursprünglich zwischen Russland und China vereinbarte 
Frist von 25 Jahren zu beschränken, lässt mit ziemlicher 
Deutlichkeit der Art. 2 des oben erwähnten Vertrages vom 
22. Dezember 1905 erkennen. Er lautet: 

„The Imperial Japanese Government engage that in re- 

gard to the leased territory . . . they will, so far as 

circumstances permit, conformtothe original agree- 

ments concluded between China and Russia. In case 

any question arises in the future on these subjects, 

the Japanese Government will decide it in consultation 

with the Chinese Government". 

Ein weiteres Beispiel einer verschleierten Gebietsabtretung 

bildet die Verpachtung zweier Häfen seitens der Republik 

Kuba an die Vereinigten Staaten durch den Hauptvertrag 

vom 16/23. Februar 1903 und den Ausführungsvertrag vom 

2. Juli/6. Oktober 1903^^). Kuba verpachtet das dort näher 

verzeichnete Wasser- und Landgebiet von Guantanamo und 

Baiiia Honda den Vereinigten Staaten, die dort Kohlen- und 

Flottenstationen errichten können. Sodann heisst es: 

„Si les Etats-Unis reconnaissent pour leur part la con- 
tinuation de la souverainetö definitive de la Re- 
publique de Cuba sur les zones de terre et d^eau ci- 
dessus d^crites, la R^publique de Cuba consent, de son 
c6t6, ä ce que, pendant le temps de l'occupation par 
les Etats-Unis, ceux-ci exercent une juridiction et une 
autorite complöte sur les dites zones". 
Während bei den chinesischen Verträgen durch die zeit- 
liche Begrenzung der Pacht die Souveränität Chinas vorbe- 
halten bleiben soll, sollen die Hoheitsrechte Kubas, seine 
„souverainet6 definitive", vor allem dadurch zum Ausdruck 
kommen, dass die Vereinigten Staaten eine jährliche Pacht- 

14) Revue Generale 1904, Documents S. 20. — Diese Pacht gründet 
sich auf Art. 7 des Vertrages vom 22. Mai 1903 (Recueil Bd. 32 S. 79). 
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summe zahlen. Hier kann man ermDern an das Verhältnis 
zwischen der Türkei, England und Cypem: England muss 
die Überschüsse aus der Verwaltung der Insel an die Türkei 
abführen '^). Hier wie dort kann nicht bezweifelt werden, 
wem in Wahrheit die Souveränität zusteht. 

Von dem Begriff „Flottenstützpunkt'', Flotten- 
station'' (naval Station; Station navale) ist zu unterscheiden 
der wesentlich engere Begriff „Kohlendepot", „Kohlen- 
station*' (d6pot de charbon, Station charbonni^re; coaling- 
station). Während die Flottenstation allen Bedürfhissen einer 
Flotte gerecht werden will, will die Kohlenstation nur dem 
wichtigsten Bedürfnis, dem nach rascher, sicherer Kohlen- 
emeucrung abhelfen. Die völkerrechtliche Praxis hat auch 
hierfür Beispiele. So erlangte Frankreich 1899 vom Iman 
von Maskat das Recht, an seiner Küste ein Kohlendepot an- 
legen zu dürfen >*), und in demselben Jahre, gelegentlich des 
„Verkaufes" der Karolinen von Spanien an Deutschland, be- 
hielt sich Spanien das Recht vor, auf den abgetretenen Inseln 
Kohlenniederlagen errichten zu dürfen. 

Art. 1 des Zessionsvertrages'") lautet: 
„Spanien tritt an Deutschland die volle Landeshoheit 
über die Karolineninseln mit den Palau und den Ma- 
rianen, Guam ausgenommen ^^^), und das Eigentum an 



16) Anhang vom 1. Juli 1878 zur Convention d'alliance defensive 
vom 4. Juni 1878 (Recueil Bd. 3 S. 274). 

16) In der mir zugänglichen Literatur konnte ich den Text des 
Vertrages nicht aufßnden. 

17) Recueil Bd. 32 S. 66. (Kolonialgesetzgebung Bd. 4 S. 76.) — 
Der Vertrag wurde veröffentlicht im Reichsanzeiger 1899 No. 152. Die. 
Publikationsmeihode des Auswärtigen Amtes scheint nicht festzustehen. 
Der Pachtvertrag betr. Kiau-tschou wurde ebenfalls nur im Keichsanzeiger 
veröffentlicht ; neuerdings dagegen wurde die Vereinbarung mit Schweden 
wegen Erledigung der Ansprüche über Wismar auch im Reichsgesetzblatt 
(1904 S. 295) bekannt gegeben. 

18) Guam war bereits im Pariser Frieden vom 10. Dezember 1898 
(Recneil Bd. 32 S. 74) an die Vereinigten Staaten abgetreten worden. 
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diesen Inseln gegen eine auf 25 Millionen Peseten fest- 
gesetzte Geldentschädigung ab." 
Art. 2 handelt von der wirtschaftlichen Begfinstigung 
Spaniens auf jenen Inseln ; sodann heisst es in dem hier inter- 
essierenden Art 3: 

„Spanien wird ein Kohlendepot für die Kriegs- und 

Handelsmarine in dem Karolinen-Archipel, ein gleiches 

in dem Palau- und ein drittes in dem Marianen-Ar- 

chipel errichten und auch in Kriegszeiten behalten 

können". 

Hier wird also die nach Art. 1 an das deutsche Reich 

übergegangene Landeshoheit eingeschränkt ; Deutschland räumt 

Spanien nach der gewöhnlichen völkerrechtlichen Terminologie 

eine Staatsdienstbarkeit ein^^). 



19) Es sei hier angedeutet, dass auf den vom Deutschen Reiche 
erworbenen Insehi wolil noch eine zweite „Staatsdienstbarkeit" lastet. 
In der Erklärung betr. die gegenseitige Handels- wid Yerkehrsfreiheit 
in den deutschen und englischen Besitzungen und Schutzgebieten im 
Westlichen Stillen Ozean vom 10. April 1886 (Recueil Bd. 11 S. 509, 
Kolonialgesetzgebung Bd. 1 S. 86) heisst es im Art. 5: 

„Beide Regierungen verpflichten sich, in dem Westlichen Stillen 
Ozean keine Strafniederlassungen einzurichten oder Sträflinge 
dorthin zu bringen". 
Art. 1 gibt näher an, was unter dem „Westlichen Stillen Ozean" 
verstanden werden soll. Die dort gezogenen Grenzlinien umfassen die 
Karolinen, die Palauinseln und die südlichen Marianen; nur die nörd- 
lichen Marianen würden im Sinne jener Erklärung nicht im Westlichen 
Stillen Ozean liegen. Art. 6 lautet sodann: 

„In dieser Erklärung sollen die Worte »Besitzungen und Schutz- 
gebiete im Westlichen StiHen Ozean* nicht auf die Kolonien 
bezogen werden, die jetzt bereits vollständig eingerichtete Re- 
gierungen mit gesetzgebenden Körperschaften haben." 
Hiermit sind die australischen Staaten gemeint. Nicht ausge- 
sprochen ist dagegen, dass die Worte „Schutzgebiete im Westlichen 
Stillen Ozean" sich nicht auf Neuerwerbungen in jenem Bezirke 
erstrecken sollen. Jene Verpflichtung, keine Strafniederlassungen ein- 
zurichten, dürfte mithin auch auf den von Spanien an Deutschland ab- 
getretenen Inseln ruhen, soweit 'sie im „Westlichen Stillen Ozean" liegen. 
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Kosten für Kohlendampfer und viel Mühe und Arbeit für 
Organisation der ganzen Fahrt wären gespart worden; vor 
allem hätte Russland nicht in so weit gehendem Umfange die 
Gastfreundschaft Frankreichs in Anspruch zu nehmen brauchen. 
Gerade in diesem Punkte liegt der Fall eigenartig und für 
Russland günstig, weil gerade das ihm verbündete Frankreich 
nicht einmal die Aufenthaltsdauer für Kriegsschiffe Krieg- 
führender in seinen Häfen beschränkt. Es bedurfte daher 
für Frankreich nicht einmal einer allzu laxen Auslegung seiner 
Neutralitätsgrundsätze, um der russischen Flotte eine Unter- 
stützung angedeihen zu lassen, die zum mindesten in Hinter- 
indien, in der Nähe des Kriegsschauplatzes, über das erlaubte 
Mass hinausgegangen zu sein scheint. 

Im übrigen schränken fast alle Staaten nicht nur den 
Aufenthalt, sondern auch das Kohlennehmen für Kriegs- 
schiffe Kriegführender ein. Selbst Frankreich gestattet den 
Aufenthalt mit Prisen nur für 24 Stunden"^); England, Italien, 
Schweden-Norwegen, Dänemark verweigern den Prisen über- 
haupt den Zugang^*); die kleine Republik Haiti beschränkte 
ehemals die Aufenthaltsdauer weder für Kriegsschiffe mit, 
noch für solche ohne Prisen^'). England dagegen hält seit 
1862 an der Übung fest, dass Kriegsschiffe Kriegführender in 
seinen Häfen nur 24 Stunden verweilen dürfen. Diesem 
Grundsatze haben sich viele Staaten angeschlossen, vornehm- 
lich die Vereinigten Staaten (1870), Russland und Japan (1898). 

Zwei weitere wichtige Einschränkungen, die England 1862 
anordnete, beziehen sich auf das Kohlennehmen. 



22) Kevue Generale 1904 Documents S. 3. — Es wird in folgendem 
abgesehen von den Fällen der Seenot. Ebenso bleiben ausser betracht 
die Lazarettschiffe, da sie bei einem Aufenthalte in neutralen Häfen 
nicht nach den für Kriegsschiffe geltenden Regeln behandelt werden 
dürfen (Art. 1 Abs. 2 des Abkommens betr. die Anwendimg der Grund- 
sätze der Genfer Konvention von 1864 auf den Seekrieg. Vom 29. Juli 
1899. Reichsgesetzblatt 1931 S. 455). 

23) Revue Generale 1904 Documents S. 8, 16, 14. Recueil Bd. 29 
S. 100. 

24) Recueil Bd. 29 S. 97. 
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„No ship of war of either belligerent shall be per- 
mitted . . . to take in any supplies, except provisions 
and such other things as may requisite for the sub- 
sistence of her crew, and except so much coal only as 
may be sufficient to carry such vessel to the nearest 
port of her own country, or to some nearer destination ^% 
and no coal shall again be supplied to any such ship 
of war in the same or any other port . . . without 
special permission, until after the expiration of three 
months from the time, when such coal may have been 
last supplied to her within British waters as afore- 
said^«)." 
Auch diese Regeln sind vielfach von anderen Staaten 
rezipiert worden. Vor allem hat Belgien in dem Erlass vom 
18. Februar 1901 betr. die Zulassung von Kriegsschiffen in 
den Gewässern und Häfen des Königreiches*'^) in klarer For- 
mulierung (Art. 8, 13) der englischen Auffassung sich ange- 
schlossen. Auch in seiner Neutralitätserklärung von 1904 ver- 
liess England und mit ihm seine Kolonien diesen Standpunkt 
nicht; doch im Laufe der Ereignisse legte es ihn verschärfend 
dahin aus, dass er nicht angewendet werde 

„to the case of a belligerent fleet proceeding either to 
the seat of war, or to a position or positions on the 
Une of route, with the object of intercepting neutral 
vessels on suspicion of carrying contreband of war^^)." 
Unter diesen Vorbehalten sei es Kriegsschiffen Krieg- 
führender untersagt, in britischen Gewässern Kohlen zu nehmen, 
„either directly from the shore, or from colliers accom- 
panying the fleet, wheter the vessels of the fleet present 
themselves at the port at thesame time or successively." 



25) In der englischen Instruktion vom 10. Februar 1904 erhielt 
dieser Satz folgende Fassung: „ou a quelque destination neutre n om- 
ni ee plus rapprochde." (Vgl. Holland S. 365). 

26) Abgedruckt bei Pereis (Anlagen) S. 336). 

27) Revue Generale 1901 S. 342. 

28) Staatsarchiv Bd. 72 No. 13394. 
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Der Gonyernenr Ton Malta eiüess am 12. August 1904 
eine dem entsprech^ide Verordnang**). 

Dagegen hat z. B. Frankreidi sich noch kein^ der eng- 
lischen Regehl von 1862 angeschlossen^ weder bezüglich der 
Anfenthaltsdaner, wie schon gesagt noch bezüglich des Kohlen- 
bonkems. Vielmdir heisst es in der Instruktion von 1904^''): 
^1 ne pent etre fonmi ä nn belUgerant qne les virres, 
denrees, approvisionnements et mojens de r^paration 
necessaires ä la snbsistence de son ^uipage et ä la 
secnrite de sa navigation"*. 

Da nun die Kohle wohl zu den approvisionnements eines 
Schiffes gehört, necessaires k la secnrite de sa navigation, so 
ergibt sich, dass Frankreich die Menge der Kohlen, die ge- 
bunkert werden dürfen, nicht beschrankt. 

Andere Staaten wiederum sind der englischen Auffassung 
von 1862 nur mit teils mildernden, teils verschärfenden Ab- 
änderungen gefolgt So können in italienischen Häfen Krieg- 
führende erst nach 24 Stunden Aufenthalt Kohlen nehmen, 
freilich dann in beliebiger Menge^^). Ägypten dagegen schrieb 
1904 fauch für den Suez-Kanal) vor, dass Kohlen erst nach 
erteilter schriftlicher Ermächtigung der Behörden geliefert 
werden dürfen-^-). Diese Ermächtigung soll nur gegeben 
werden, nachdem der Kommandant des Schiffes eine ehren- 
wortliche Erklärung abgegeben hat über die Kohlenmenge, 
die noch an Bord des Schiffes, und über die Bestimmung des 
Schiffes. 

Wie man sieht, ist es ein buntes Bild, das die Staaten- 
praxis gerade über die wichtige Kohlenfrage bietet. Die Ent- 
wicklung der Vorschriften über Zulassung von Kriegführenden 
in neutralen Häfen überhaupt und besonders der Vorschriften 

29) Al)jre(lruckt in Revue Generale 1904 S. 547 Anm. 2. 
80) Revue Generale 1904 Documents S. 2—3. 

31) Recueil Bd. 29 S. 100. — Der jüngste Erlass der italienischen 
Rfjriei-unj^ betr. die Zulassung von Kriegsschiffen in italienischen Häfen 
ist mir noch nicht zu Gesicht gekommen. 

32) Revue Generale 19<'4 Documents S. H>. Ebenso die Niederlande. 
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über das Kohlennehmen ist eben noch im Fluss begriffen. 
Zweck der obigen Ausführung war, zu zeigen, dass bereits 
der gegenwärtige Zustand Vorbehalte und Einschränkungen 
zur Genüge kennt, um unter Umständen einer Flotte das 
Kohlen in neutralen Häfen unmöglich zu machen^^). Hinzu- 
kommt, dass häufig politische Gründe einen Kriegführenden 
veranlassen werden, die Hilfe gewisser neutraler Staaten nicht 
zu beanspruchen, oder umgekehrt, politische Klugheit bestimmt 
einen Neutralen, einem Kriegführenden besondere Schwierig- 
keiten in den Weg zu legen. 

Es zeigt sich, dass ein Staat, der über eigene Kohlen- 
stationen verfügt, die ihm auch im Kriegsfalle offen stehen, 
bedeutend im Vorteile ist gegenüber dem, der auf die Gnade 
der Neutralen angewiesen ist. Freilich ergeben sich gerade 
im Kriegsfalle bei Benutzung der Kohlenstationen durch den 
Zessionar Schwierigkeiten, die unten des näheren untersucht 
werden sollen, und wegen dieser Schwierigkeiten hat wohl die 
Staatenpraxis bisher Bedenken getragen, das Aushülfsmittel 
des Kohlendepots oft anzuwenden. 

Ob nicht trotz allem die Kohlenstation in der zukünftigen 
Völkerrechtspraxis eine gewisse Rolle spielen wird, lässt sich 
nicht mit Bestimmtheit voraussagen. In der Tagespresse 
werden häufig genug Gerüchte über Einräumungen von Kohlen- 
stationen in Umlauf gesetzt. Vor einigen Jahren war die 
Rede davon, dass die Türkei dem deutschen Reiche auf 
einigen Inseln im roten Meere die Anlage einer Kohlennieder- 
lage gestatten würde^*), und neuerdings wurde in einer ange- 
sehenen holländischen Zeitung, dem Amsterdamer „Telegraaf", 
bei Besprechung der Möglichkeit eines deutsch-holländischen 
Bündnisses auch der Plan erwogen, der deutschen Marine 
Kohlendepots in den holländischen Kolonien einzuräumen, 
damit diese von jener wirksam geschützt werden könnten^''*). 



33) Vgl. auch Politis S. 362 Anm. 3; Kleen Bd. 1 S 114. 

34) Vgl. Stoerk, Schutz des deutschen Handels S. 7. 

35) Vgl. die Deutsche Zeitung vom 3. März 1905. 
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Sollte sich jemals ähnliches verwirklichen, so würde in der 
Völkerrechtspraxis und -Wissenschaft der Begriff Kohlenstation 
ebenso grosse Bedeutung erlangen, wie sie der Begriff Flotten- 
station durch die chinesischen Pachtungen erlangt hat 



IL Artikel 3 des deutsch-8X)aDischen Zessions- 

Vertrages. 

Auf Grund des Art. 3 des Vertrages vom 30. Juni 1899 
hat Spanien zunächst das Recht, auf jeder der drei verkauften 
Inselgruppen je ein Kohlendepot zu errichten. Bisher hat 
Spanien von seinem Rechte keinen Gebrauch gemacht, und 
auch in dem Vertrage selbst ist nicht angegeben, wie die 
Verwirklichung dieses Vorbehalts gedacht ist. 

Als 1885 der Karolinen-Streit zwischen Deutschland 
und Spanien durch einen Schiedsspruch des Papstes ge- 
schlichtet wurde, musste Deutschland zwar die Souveränität 
Spaniens über die Inseln anerkennen, behielt sich aber seiner- 
seits das Recht vor, eine Flottenstation und ein Kohlendepot 
auf den Inseln errichten zu dürfen. Art. 5 des deutsch-spa- 
nischen Vertrages lautet: 

Le Gouvernement AUemand aura le droit d'^tablir dans 
une des lies des Carolines ou des Palaos une Station 
navale et un d^pot de charbon pour la Marine Impe- 
riale. — Les deux Gouvernements determineront d'un 
commun accord le lieu et conditions de cet 6ta- 
blissement" ' . 
Diese letztere Bestimmung findet sich im Vertrage von 
1899 nicht. Es ist anzunehmen, dass die beiden Regierungen 
in Protokollen, die dem eigentlichen Vertrage angehängt sind, 
eine ähnliche Bestimmung aufgenommen oder aber bereits 
des näheren vereinbart haben, wie jener Artikel auszuführen 
ist; doch ist das erste wahrscheinlicher. Diese Protokolle 

1) Recueil Bd. 12 S. 296. 
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treten ohne besondere Ratifikation gleichzeitig mit dem Ver- 
trage in Wirksamkeit-); sie sind meines Wissens nirgends 
veröffentlicht. 

Hat Spanien einseitig volle Freiheit bei der Wahl des 
Zeitpunktes, vor allem bei der Wahl des Platzes? In welcher 
Weise darf es den einmal bestimmten Platz benutzen? Kann 
Spanien einen Hafen ausschliesslich für sich beanspruchen 
oder muss es die Mitbenutzung durch Deutschland gestatten? 
Und endlich, geht Si)aniens Recht etwa soweit, dass die 
deutsche Staatsgewalt ganz ausgeschaltet erscheint? — Es 
sind mithin mehrere Fragen über den Inhalt, den Tatbestand 
jenes Vorbehaltes klarzulegen, bevor die Wirksamkeit des 
Vorbehaltes selbst näher geprüft werden kann. 

Es ist anzunehmen, dass es der Einigung beider Re- 
gierungen darüber bedarf, wann und wo in Erfüllung jenes 
Artikels Spanien eine Kohlenniederlage einzuräumen ist. Die 
beiderseitige Einigung über den Zeitpunkt erscheint selbst- 
verständlich aus Ordnungsrücksicliten ; die Peinigung über den 
Platz erscheint erforderlich, weil sonst Spanien einseitig einen 
günstig gelegenen Hafen wählen könnte, der bereits von der 
deutschen Regierung für ilire Zwecke vollständig in Anspruch 
genommen ist. 

Schwieriger ist die zweite Frage zu entscheiden. Der 
Vertrag sagt: Spanien wird eine Kohlenniederlage errichten 
können für die Kriegs- und Handelsmarine. Schifte unter 
spanischer Flagge, gleichgültig ob Kriegs- oder Handelsschitte, 
sollen also den Hafen anlaufen dürfen und dort (Jelegen- 
heit haben, aus dem von der spanischen Regierung angelegten 
Kohlenlager Kohlen einzunehmen. Das besondere dieser Ver- 
tragsbestimmung ist zunächst, dass die spanische Regierung 
das Recht hat, ein Kohlenlager zu errichten auf einem Gebiete, 
das sie abgetreten hat und über das sie nicht mehr verfügen 
kann. Der spanischen Regierung wird ein Ufergrundstück 
anzuweisen sein, auf dem Kohlcnvorräte in genügender Menge 

2) Liszt S. 17:J ij 21 11 1. 
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geschützt lagern und von dem aus Schiffe bequem mit Kohlen 
versehen werden können. Gewöhnlich dürfen im Frieden 
Schiffe in fremden Häfen sich Kohlen liefern lassen, durdi 
wen und von wem sie wollen; abgesehen von der Lieferung 
durch Handelsfirmen der betr. Hafenstadt oder durch dorthin 
beorderte Kohlendampfer, können sie selbstverständlich auch 
den Staat, dessen Gastfreundschaft sie geniessen, angehen, 
aus seinen Vorräten ihnen Kohlen abzugeben. Was also zu- 
nächst an Art. 3 über das gewöhnliche Mass hinausgeht, ist 
die Verpflichtung Deutschlands, auf deutschem Staatsgebiete 
Spanien das Eigentum an einem Grundstücke einzuräumen, 
das es in dem erörterten Sinne verwenden kann. 

Spanien muss sein Recht ungehindert ausüben können 
Dazu wird es nicht nötig sein, dass ihm ein Hafen ausschliess- 
lich zu seiner Verfügung gestellt wird — in Friedenszeiten 
wenigstens nicht, und von diesen soll zunächst nur gesprochen 
werden. Ebenso wird Spanien im Frieden in der freien Aus- 
übung seines Rechtes nicht dadurch behindert werden, dass 
Deutschland seinerseits die aus seiner Schutzgewalt fliessenden 
Rechte über den Hafen geltend macht. 

Betrachten wir zuerst, wie die Staatsgewalt sich über die 
Handelsmarine geltend macht. 

Die in die Haiengrenze eintretenden Kauffahrteischiffe, 
Schiffer und Güter gelangen in die Herrschaftssphäre des 
Staates, in dessen Gebiet sie eben eingetreten sind^). 

So sind die fremden Kauffahrer vor allem der Herrschaft 
der wirtschaftlichen und poHzeilichen Vorschriften des üfer- 
staates unterworfen, namentlich der Sicherheits- und 8anitäts- 
polizei, der Regelung des « Lotsen wesens, der Zollkontrolle 
usw. Aber nicht nur diesen, „ökonomischen und technischen 
Bedürfnissen entsprechenden""*) Vorschriften sind die fremden 
Kauff'ahrer unterworfen, sondern auch prinzipiell der Rechts- 
ordnung des Uferstaates. Es wird genüjjjen. diese Punkte 



4) ebeiiila S. 4:-U 5. 
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hervorzuheben, weun auch die Grenzen der sachlichen Zu- 
ständigkeit des Uferstaates soweit reichen, als die staatliche 
Verwaltungstätigkeit überhaupt zu reichen vermag^). 

Die regelrechte, ordnungsgemässe Ausübung der Staats- 
gewalt durch die dazu eingesetzten Organe wird Spaniens 
Recht in keiner Weise schmälern. Die Verordnungen, Erlasse, 
Vorschriften der deutschen Behörden dürfen natürlich nicht 
derart sein, dass durch sie den spanischen Schiffen die Be- 
nutzung der Kohlenniederlage unnötig erschwert wird. Ab- 
gesehen von dieser Einschränkung wird den deutschen Be- 
hörden freier Spielraum gegeben sein. 

Eine Hafenordnung in der Art, wie sie bereits für 
Ponape, Kiti, Lod und Metalanim erlassen ist''), dürfte z. B. 
unzweifelhaft auch für den ausgewählten Kohlenhafen von den 
deutschen Behörden erlassen werden, und auch spanische 
Kauffahrer wären einem darin angeordneten Lotsenzwang, 
der An- und Abmeldepflicht usw. ebenfalls unterworfen. 

Durch Verordnung des Gouverneurs von Deutsch Neu. 
Guinea vom 12. Oktober 1899^) sind für das Inselgebiet der 
KaroUnen, Palau und Marianen die Häfen Ponape, Jap und 
Saipan als alleinige Auslandshäfen erklärt worden (^ 1). 
„Die Führer derjenigen Schiffe, die vom Ausland 
kommen, haben einen der im g 1 genannten Häfen 
anzulaufen und sich bei dem KaiserHchen Bezirksamt 
daselbst zu melden, ehe sie einen anderen Platz hn 
Inselgebiet aufsuchen" (S 2 Abs. I). 
Dass die Innehaltung dieser Vorschriften den spanischen 
Kauffahrern die Benutzung der Kohlenniederlage ihrer Re- 
gierung unnötig erschweren könnte, ist nicht ohne weiteres 
zu behaupten; es ist wohl möghch, dass für die Kohlennieder- 
lage ein Hafen bestimmt wird, der den oben genannten Aus- 
landshäfen nahe liegt. Doch ist es immerhin denkbar, dass 



5) ebenda S. 471. 

6) Kolonialfresetzgc'lmng Hd. (> S. 257. 

7) Kolonialgesetzgebuiig Bd. (> S. 225. 
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spanisclie Kaufl'ahr(»r von der vor^oscliriebenen Meldepflicht 
l>ef'reit werden, eine Vergünstigung:, die nach S 7 jener Ver- 
(»rdnunfj: l)ereits denjenij;en Scliiffen j;ewährt werden kann, 
die im Dienste; einer im lnselgel)iet ansässigen Firma stehen, 

Kl)ens() ersclieint es unnötig, den spanischen Kriegs- 
schiffen, die das Kohlendepot anlaufen, eine bevorzugtere 
Stellung einzuräumen, als es gewölnüich bei fremden Kriegs- 
scIiitl'iM) geschieht. Kriegsschifl'e sind stets, nach feststehender 
Kegel des \'ülkerreehtes, von der Jurisdiktionsgewalt des Auf- 
enthaltsstaates eximiert und sind auch sonst als „körperlich 
in die Ersclieinung tretender, dauernder Bestandteil des Amts- 
organismus eines fremden souveränen Staates"*) gegenüber 
den KauH'ahrern vielfach l)evorzugt, so z. B. bei der zollamt- 
lichen Behandlung. Nach dieser Richtung hin sind also be- 
sondere Bestimmungen, die den spanischen KriegsschiflFen die 
Benutzung jener Kolilenniederlage erleichtern sollen, unnötig. 
Deutschland wird sich nur umgekehrt aller Anordnungen ent- 
halten müssen, die die Benutzung der Kohlenniederlage un- 
niitig erschweren würden — was schon betreffs der Handels- 
schilfe betont wurde. So wird Deutschland weder die Zahl 
der gleiclizeitig in den Kohlenliafen einzulassenden Kriegs- 
schiffe, noch etwa die Dauer ihres Aufenthalts daselbst be- 
schränken dürfen. Im übrigen dürfte auch auf sie die In- 
struktion über die Behandlung fremder Kriegsschiffe in 
deutschen Häfen') entsprechende Anwendung finden. 

Ebensowenig darf selbstverständlich Deutschland spa- 
nischen Kriegsschiffen den Zutritt zu jenen Häfen überhaupt 
versagen, während sonst jedem Staate das Recht zugesprochen 
wird, seine Häfen oder einzelne davon fremden Kriegsschiffen 
auch im Frieden zu verschliessen^'*). Die Negierung dieses 



s) Stocrk, Seegebiet S. 4;)(>. 

!)) A'om IG. Mai 1H77. Marine- Yeiordiiungsblatt S. S4r. 
]()) Ein lieclit, das sich z. B. ()sterreicli ausdnuklich vorbehalten 
liat (^5 1 der österreicli. Instruktion : abiredruikt als Anlage zu No. 19 
des Marine- Verordnungsblattes 1893). 
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Rechtes ist vielleicht unwesentlich, da ja fremden Kriegs- 
schiffen im Frieden der Aufenthalt in den Häfen eines be- 
freundeten Staates gewährt zu werden pflegt, sobald eben 
einige Vorschriften des völkerrechtlichen Herkommens und 
der Höflichkeit erfüllt sind. — Jedoch in dem vorhin ange- 
deuteten Umstände, dass alle Anordnungen der deutschen 
Behörden sich nicht im Gegensatze zu dem Rechte Spaniens 
bewegen dürfen, in dieser Verpflichtung Deutschlands, gewisse 
Hoheitsakte nicht vorzunehmen, liegt bereits eine Be- 
schränkung der deutschen Staatsgewalt. 

Diese Beschränkung wird erheblich en^^eitert durch den 
Zusatz in Art, 8: Spanien wird das Kohlendepot „auch in 
Kriegszeiten" behalten können. 

Mit dem Ausdruck „in Kriegszeiten" ist ganz allgemein 
jeder Kriegszustand gemeint, er mag bestehen, zwischen wem 
er wolle; ausgenommen natürlich ein Krieg zwischen den 
Vertragschi iessenden selbst: ein Krieg hebt alle Verträge 
zwischen den Gegnern auf mit Ausnahme derjenigen, die sich 
gerade auf das feindliche Verhältnis der beiden Staaten be- 
ziehen*^). So wird die Giltigkeit jenes Artikels durch einen 
Krieg zwischen den Vertragsstaaten beseitigt, nicht bloss suspen- 
diert*^). Es ist nicht nur der Fall eines Krieges zwischen 
Mächten ausser Spanien und Deutschland gemeint, mögen sie 
auch mit diesen verbündet sein, sondern auch dann soll Spa- 
nien sein Recht ausüben dürfen, wenn einer der Kontrahenten 
mit einer]dritten Machtim Kriege ist, wenn also vor allem Spanien 
einen Krieg führt, in dem Deutschland neutral geblieben ist. 
„Auch in Kriegszeiten behalten können", d. h. doch : Spanien soll 

11) Stoerk, Völkcrrrcht S. 1814. 

12) Letztores wird {rewöhnlicli von den aogenannt(»n iiiilitärisclien 
Staatsdienstbarkeitcn behauptet (vjrl. Claus» S. 214). Fauchille (S. HUC)) 
hält den Art. 3 selbst im Falle eines Kriejres zwischen Deutschland und 
Spanien ftir rechtswirksam, schwächt aber diese Behauptung durch den 
Hinweis ab, dass dann die Benutzung des etwa schon angelegten Kohlen- 
depots eine reine Machtfrage sei. l>iese Betrachtungsweise liegt ausser- 
halb wissenschaftlicher ]Methode. 
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im Kriege sein Recht ausüben dürfen in demselben Umfange 
wie im Frieden; jedenfalls ist in Art. 3 nicht einmal ange- 
deutet, dass das Recht Spaniens im Kriege beschränkter sein 
solle als im Frieden. Dies ist schon deshalb nicht anzu- 
nehmen, weil diese Beschränkung dann auch Platz greifen 
müsste — auf grund des allgemeinen Ausdrucks „in Kriegs- 
zeiten" — in einem Kriege, in dem Spanien und Deutschland 
beide völlig neutral sind. Eine soweit gehende Einschränkung 
wäre überflüssig und kann nicht der Absicht der Kontrahenten 
entsprechen. 

Doch noch aus einem anderen Grunde ist es ausge- 
schlossen, dass Spanien im Falle eines Krieges zwischen sich 
und einer dritten Macht, in dem Deutschland neutral bleiben 
will, einen weniger umfangreichen Gebrauch von seiner 
Kohlenniederlage sollte machen dürfen, als im Frieden. 

Handelsschiffe unter der Flagge eines Kriegführenden 
werden bezüglich ihres Zutritts in neutrale Häfen und des 
Aufenthalts daselbst nicht anders behandelt wie in Friedens- 
zeiten. Die Parteien haben also hier etwas selbstverständ- 
liches vereinbart. Dagegen liegt es anders hinsichtlich der 
Kriegsmarine. Es steht fest, dass Kriegsschiffe Kriegführender 
von neutralen Häfen nicht denselben Gebrauch machen können, 
wie Kriegsschiffe in Frieden lebender Nationen. Später ist 
eingehender davon zu handeln; einige Einschränkungen wurden 
bereits oben besprochen. Wollte Spanien nur dieses einge- 
schränkte, allen zu gute kommende Benutzungsrecht für seine 
Kriegsmarine im Kriege erreichen, so bedurfte es keiner be- 
sonderen Vereinbarung. Man kann hier nun nicht entgegen- 
halten, dass es auch bei KauflPahrern für Kriegszeiten 
keiner besonderen Vereinbarung bedurft hätte; für Kauffahrer 
kann in Kriegszeiten gar kein weiter gehendes Recht gedacht 
werden, als es bereits im Frieden besteht. Dies ist nicht so 
bei der Kriegsmarine; vielmehr können die mehr oder minder 
eng umgrenzten Zugeständnisse, die man gewöhnlich Kriegs- 
schitt'en Kriegführender macht, erweitert werden bis zur Gleich- 
stellung mit Kriegsschiffen im Frieden. Die Vereinbarung ist 
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also in diesem Falle nicht gleichgültig; vielmehr ist die Tat- 
sache, dass eine solche Vereinbarung getroflfen wurde, ein 
weiterer Grund für die Annahme, dass Spanien sein Recht 
im Kriege in demselben Umfange soll ausüben dürfen wie 
im Frieden. 

Heben wir den wichtigen Punkt noch einmal 
heraus. Spanische Kriegsschiffe sollen im Fall 
eines Krieges zwischen Spanien und einer dritten 
Macht, in dem Deutschland neutral ist, jeder- 
zeit die Kohlenstation anlaufen, dort beliebig 
lange Zeit verweilen und nach Bedürfnis Kohlen 
nehmen dürfen; sie dürfen den Hafen jederzeit ver- 
lassen und beliebig oft dorthin zurückkehren. 

Wie weit diese Vorzugsstellung über das völkerrechtlich 
erlaubte Mass hinausgeht, ist später zu untersuchen. Zunächst 
soll versucht werden, den dogmatischen Zusammenhang auf- 
zuweisen, in den innerhalb des Rechtssystems die Einräumung 
eines Kohlendepots zugunsten eines fremden Staates einzu- 
reihen ist. Vorher ist noch kurz auf zweierlei hinzuweisen. 

Das deutsche Reich ist jene Verpflichtung eingegangen 
in bezug auf ein Schutzgebiet. In den deutschen Schutz- 
gebieten übt der Kaiser im Namen des Reiches die Schutz- 
gewalt aus'^). Schutzgewalt ist nach übereinstimmender An- 
sicht der Literatur souveräne Staatsgewalt, und zwar die 
Staatsgewalt des deutschen Reiches; die Schutzgebiete sind 
der räumliche Bereich, in dem sie sich entfaltet. Die Schutz- 
gebiete sind mithin zwar nicht Bundesgebiet im Sinne des 
Art. 1 der Reichsverfassung, jedoch deutsches Staatsgebiet. 
So hat das deutsche Reich hinsichtlich der Schutzgebiete 
völkerrechtHch dieselben Rechte und Pflichten, die ihm völker- 
rechtlich hinsichtlich des Reichsgebietes zustehen. Es kann 
daher vor allem jeden anderen Staat von der Ausübung hoheit- 
licher Rechte in den Schutzgebieten ausschliessen. 

Die folgende allgemeine Betrachtung über Beschränkungen 

13) Schutzgebietsgesetz § 1 (Reiclisgesetzblatt 1900 S. 813). 
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der Staatsgewalt ist daher ohne weiteres auch auf den Jton- 
kreten Fall im Art. 3 des Zessionsvertrages vom 30. Juni 1 899, 
auf Beschränkungen der Schutzgewalt, anzuwenden. 

Ferner hat die bisherige Untersuchung ergeben, dass die 
bei einer Kohlenstation in Frage kommenden Beschränkungen 
.hauptsächlich Beschränkungen der Verfügungsgewalt über Ge- 
wässer sein werden: soll doch das Kohlendepot der SchiflFahrt 
dienen. Es braucht nur kurz darauf hingewiesen zu werden, 
dass Häfen und Reeden, unabhängig von ihrer Ausdehnung 
und Form, zu den nationalen Eigengewässern des Staates ge- 
hören, mithin „trotz ihrer inkonsistenten Beschaffenheit"!'*) von 
ihm beherrschte integrierende Teile seines Staatsgebietes sind. 
Alles was vom Staatsgebiet gesagt wird, gilt daher auch für 
die Eigen ge Wässer. 



III. Die Kohlenstation als Staatsdienstbarkeit. 

A. Die trebietshohelt. 

Über die rechtliche Natur der Beziehungen zwischen 
Staatsgewalt und Staatsgebiet besteht in der gegenwärtigen 
Literatur lebhafter Streit der Meinungen. Zwei Auffassungen 
treten in den Vordergrund; man hat sie gegenüberstellend 
die Eigentums- und die Eigenschaftstheorie genannt^). 
Die Begründung der ersteren wird gewöhnlicli Gerber zu- 
geschrieben. 

Nach ihm ist der Staat ein Organismus, in dem das Volk 
zum rechtlichen Gesanitbewusstsein und zur Willensfähigkeit 
erhoben wird, in dem mit anderen Worten das Volk zur recht- 
lichen Persönlichkeit gelangt. Die Willensmacht dieser Pei'- 
sönlichkeit heisst Staatsgewalt; die rechtliche Äusserung 4er 
Staatsgewalt ist das Herrschen-), und zwar herrscht sie, indem 

14) Stoork. (Towässer S. :-»r)l. 

1) lladnitzky S. 'M;), 

2) S. 21 ^ 7. 
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sie eine den verschiedenen Ansprüchen ihrer Bestimmung 
entsprechende Tätigkeit äussert^); Gerber zählt auf die 
richterliche, die verwaltende Tätigkeit und als eine alle Hand- 
lungen der Staatsgewalt begleitende die oberaufsehende und 
vollziehende Tätigkeit*). Weiterhin gibt er an, auf welche Ob- 
jekte sich die Herrschaft der Staatsgewalt (in den eben an- 
geführten verschiedenen Arten ihrer Wirksamkeit) beziehen 
soll: Staatsbürger, Gemeinden und das Staatsgebiet seien die 
natürlichen Gegenstände der Staatsgewalt, in deren Beherr- 
schung sie ihr eigentümliches Wesen offenbar mache-). 
Zweierlei soll hiernach Objekt der Staatsgewalt sein: Bürger 
und Gemeinden einerseits, Gebiet anderseits. Bürger und 
Gemeinden sind nichts wesensverschiedenes: Gemeinden sind 
„korporative Verbindungen von selbständigem Lebensinhalte" 
oder „selbständige öffentliche Korporationen mit eigenem Le- 
bensberufe" ^); sie sind mithin rechtlich Persönlichkeiten, die, 
wenn sie ein selbständiges Lel)en haben, auch eines selbstän- 
digen Willens fähig sind. Sie gleichen also darin den Staats- 
bürgern. Gebiet dagegen ist eine leblose Sache, die niemals 
einen Willen hat und daher von Bürgern und Gemeinden 
sich wesentlich untersclieidet. 

Zwei so ungleiche Dinge sollen gleichzeitig Gegenstände 
der Staatsgewalt sein, d. h. von ihr beherrscht werden. 
Herrschen kann aber der Staat nur über Pers<Hilichkeiten, 
die Bewusstsein und Willen haben, nur zu solchen kann der 
Staat sagen: Du sollst! und: Du sollst nicht! Niemals kann 
er dies gegenüber dem Gebiete. Dem Herrschen entspricht 
nach Gerbers eigener Ansicht „eine Unterwerfung im Sinne 
eines Gehorsams gegen die allgemeine Rechtsordnung**'), 
w^ovon natürlidi beim Gebiet nicht die Rede sein kann. Es 



;^) S. 25 § 9. 
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kann nicht beherrscht werden, mit anderen Worten, es kann 
nicht Objekt der Staatsgewalt sein. Vielmehr, was Gerber 
von der Gemeinde sagt: jede Gemeinde habe ihre Gemarkung 
als örtliche Basis ihrer Existenz*) - das gilt auch vom Ver- 
hältnis zwischen Staat und Staatsgebiet. Ganz richtig sagt 
Gerber im Widerspruch zu seiner oben mitgeteilten Meinung, 
dass die Herrschaft des Staates wesentlich die Ausübung 
seines Gewaltrechtes an Staatsbürgern und Gemeinden inner- 
halb seines örtlichen Machtbereichs sei-*). 

Hier wird das Staatsgebiet nicht mehr der Staatsgewalt 
als Objekt gegenüber gestellt, sondern es wird aufgefasst 
als die örtlichen Grenzen, innerhalb deren der Staat 
herrscht. Dies ist Gerbers wahre Meinung; verwirrend ist 
es aber, wenn er trotzdem von einem Recht des Staates an 
seinem Gebiete spricht. Er lässt aber keinen Zweifel über 
den Inhalt dieses Rechtes : der Inhalt des Rechts des Staates 
am Staatsgebiete sei allein der, dass der Staat auf ihm Staat 
sein dürfe, dass das Territorium die örtliche Ausdehnung der 
Wirkung seiner Staatsgewalt darstelle, und dass er die An- 
erkennung desselben als örtlichen Machtgebiets in Anspruch 
nehmen könne. Dieses staatsrechtliche Recht am Gebiete 
habe auch nicht die geringste Verwandtschaft mit privatrecht- 
lichen Sachenrechten, wie Eigentum oder Obereigentum i<>). 
Unter solchen Umständen wäre es klarer und folgerichtiger 
gewesen, den Ausdruck „Recht des Staates am Gebiete" zu 
vermeiden, denn ein Recht setzt Subjekt und Objekt voraus, 
und die Frage nach dem Inhalte des Rechtes liegt nahe. 

Doch Gerber erklärt es gerade für unrichtig, das staats- 
rechtliche Sachenrecht mit einem eigentümlichen materiellen 
Inhalte ausstatten und etwa durch einzelne Massregeln der 
Staatsgewalt bestimmen zu wollen ^^). Das Recht am Staats- 
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gebiete sei eben erschöpfend charakterisiert, wenn man darin 
nur das allgemeine und formelle Moment der Ört- 
lichkeit in der rechtlichen Bestimmung des Staatsrechtes 
erblicke. 

Es scheint, als ob Gerber unter dem Banne „jener alten 
privatisierenden Vorstellungen vom dominium terrae" ^^), die 
er als erster bekämpfte, noch nicht zu einer widerspruchs- 
losen Fassung seiner Ansichten sich durchgearbeitet hatte. 
Dass aber Gerber andere Wege weisen wollte, als später be- 
deutende Schriftsteller unter Berufung auf ihn gegangen sind, 
scheint sicher, soweit ich sehe; das „durchaus staatsrechtliche 
Sachenrecht" Gerbers ist vielfach miss verstanden worden*^). 

Nicht nur ungewollt widerspruchsvoll in der Fassung, 
sondern bewusst widerspruchsvoll auch der Sache nach ist 
die Ansicht Labands, um unter den Schriftstellern der Ge- 
genwart ein hervorragendes Beispiel herauszugreifen. 

Zu Beginn seiner Erörterung über das Bundesgebiet stellt 
Laband fest, dass zum Begriff des Staates ein Gebiet erfor- 
derlich sei und dass die Staatsgewalt eine Herrschaft an diesem 
Gebiet von öffentlich-rechtUchem Inhalt, die sogenannte Ge- 
bietshoheit, involvieret^). Hier stellt Laband mit klaren 
Worten neben die im vorangehenden Abschnitte seines Buches 
behandelte Herrschaft der Staatsgewalt über Personen, die 
Staatsbürger, eine Herrschaft der Staatsgewalt über das Staats- 
gebiet. Hier haben wir also, wenn nicht gerade eine Zwei- 
teilung der Staatsgewalt selbst, so doch eine Sonderung ihrer 
Herrschermaclit nach zwei Richtungen: Personalhoheit und 

12) S. 62 § 22 Anm. 3. 

13) Bedenken gepjen diese Venuutimg könnten nur deshalb auf- 
tauchen, weil Gerber bis in die letzten Auflagen seiner „Grundzüge*' 
sich der Ansiclit Frickers gegenüber ablelmend verlialten hat. — Gerbers 
„Grundzüge" erschienen in erster Auflage 1865, Fiicker veröffentlichte 
seine Schrift „Vom Staatsgebiete'* 1867. 

14) Bd. I S. 172 § 21. — Auf g 21 S. 172-75 beziehen sich im 
folgenden die Zitate ohne nähere Verweisung. 
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Gebietshoheit ''0. Diese beiden bilden den Inhalt der 
Staatsgewalt. Trotzdem weist I^aband die Ansicht zurück, 
wonach die Gebietshoheit einen besonderen Bestandteil der 
Staatsgewalt ausmache und bestimmte einzelne Befugnisse 
enthalte. 

Er fährt fort: „Das Gebiet des Staates bildet den räum- 
lichen Machtbereich, innerhalb dessen der Staat die ihm zu- 
stehenden Herrschaftsrechte entfaltet" — und kommt zu dem 
Schluss: „Die Gebietshoheit ist sonach die Staats- 
gewalt selbst; dass die letztere innerhalb eines bestimmten 
Gebietes ausgeübt wird, ist nicht ein Teil ihres Inhalts, son- 
dern eine Eigenschaft derselben". 

Soweit deckt sich Labands Ansicht vollkommen mit der 
Gerbers. Beide identifizieren Staatsgewalt und Gebietshoheit 
und sehen trotzdem das Gebiet als das sachliche Objekt der 
Staatsgewalt an. Während aber Gerber der Widerspruch in 
seiner Theorie entgangen ist, sieht Laban d diesen sehr wohl 
ein. Er sagt: Es müsse fraglich erscheinen, ob das Gebiet 
überhaupt als ein Objekt der Staatsgewalt angesehen werden 
könne; denn wenn unter Gebietshoheit die Ausübung der 
Staatsgewalt i n einem Gebiete zu verstehen sei, so könne sie 
nicht als ein Recht an einem Gebiete definiert werden. Un- 
mittelbar im Anschluss an diese logische Wahrheit fährt 
Lab and fort: „Dessenungeachtet niuss man anerkennen, 
dass ein Recht des Staates an seinem Territorium besteht, 
das von seinen Hoheitsrechten über die Untertanen substan- 
tiell verschieden und als ein staatsrechtliches Sachenrecht zu 
charakterisieren ist." 

Schon Bansi weist darauf hin, dass es einer logischen 
Notwendigkeit gegenüber kein „dessenungeachtet" gebe'^). Ent- 
weder jene Voraussetzung: Gebietshoheit gleich Staatsgewalt 
— ist richtig, dann ist die Konstruktion eines staatsrechtlichen 

15) Es ist hervorzuheben, dass Gerher den Ausdruck „Gebiets- 
holieit" nicht verwendet. 
1(>) Bansi S. 5:-J. 
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Sachenrechtes verfehlt; oder aber es gibt ein solches, dann 
ist jene Voraussetzung unrichtig. 

Auf die Frage nach dem Inhalte dieses staatlichen 
Sachenrechts bleibt uns Laband nicht wie Gerber die Ant- 
wort schuldig. Damit der Staat seine Aufgaben erfüllen 
könne, ergreife er nicht nur seine Angehörigen, sondern auch 
den Grund und Boden und unterwerfe denselben seiner 
Willensmacht, seiner Gewalt. Sowohl das Recht des Staates 
über die Untertanen, wie sein Recht am Gebiete seien Herr- 
schaftsrechte. Hier verweist Laband in einer Anmerkung 
auf seine Erörterungen über den Begrifl* „Herrschaftsrechte". 
Nach Laband ist das Herrschen ein spezifisches Vorrecht 
des Staates, das er mit niemand teilt, und bei der Wichtig- 
keit, die er diesem Begriffe beimisst, untersucht er ihn ein- 
gehend. 

Voran stellt er die Definition: „Herrschen ist das Recht, 
freien Personen (und Vereinigungen von solchen) Handlungen, 
Unterlassungen und Leistungen zu befehlen und sie zur Be- 
folgung derselben zu zwingen"^'). Das Mittel, durch welches 
die Herrschaft sich betätige, sei die Vollstreckung von 
Strafen. Zur Herrschaft gehöre nicht nur die Befugnis, 
Strafen festzusetzen, sondern auch die Befugnis, sie zu voll- 
strecken. Zur Herrschaft gehöre ferner die Befugnis, die Be- 
folgung von Befehlen durch die Anwendung physischer Gewalt 
zu erzwingen. Ohne diese Machtmittel sei der Begriff* der 
Herrschaft hohl und wesenlos ^^). Diese Zitate genügen, um 
einzusehen, dass nach der hier dargelegten Auflassung La- 
bands sich die Tätigkeit des Herrschens nur gegen Per- 
sonen richten kann. Nur gegenüber Personen kann der 
Staat Herrschaftsrechte geltend machen, nur Personen kann 
befohlen, nur Personen können gezwungen werden. 



17) „Befolgung (lersclbeir' würde graininatiscli hindeuten auf Be- 
folgung der Handlungen usw. : gemeint ist natürlieli Befolgung der ent- 
sprechenden Befehle. 

18) Bd. 1 S. m. 
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Trotz(loii) will La band doin Staate Ilerrschaftsrechte in 
(lein von ihm anseinancl(T gesetzten Sinne nicht nur über die 
Untertanen, sondern auch am (iebiete zusprechen. Abge- 
sehen von der bej^rifflichen Unmöglichkeit, widerspricht dem 
bereits der Sprachgebrauch, der wohl eine Herrschaft über 
etwas kennt, aber nicht eine Herrschaft an etwas^®). 

Das Ergebnis dieser Erörterungen sei noch einmal her- 
vorgehoben. Es gibt logisch nur folgende Möglichkeiten: 
entweder Laban ds Definition der Herrschaftsrechte ist 
richtig, dann kann der Staat nicht Rechte dieser Art an 
seinem Gebiete haben; oder aber der Staat hat Herrschafts- 
rechte an seinem (iebiete, dann ist jener Begriif der Herr- 
schaftsrechte unmöglich. 

Laband führt weitere Gründe ins Feld für seine Ansicht. 
So sei eine noch so weit reichende (Gewalt über Personen 
ohne diese sachenrechtliche Herrschaft über ein Gebiet, wie 
sie z. B. in einzelnen religiösen Orden bestehe, keine Staats- 
gewalt. Eine solche Gewalt über Personen scheint mir nicht 
deshalb keine Staatsgewalt zu sein, weil die sachenrechtliche 
Herrschaft über ein Gebiet fehlt, sondern weil sie eine Gewalt 
ist ohne Herrschaftsrechte, nach Laband selbst dem spezi- 
fischen Merkmal aller Staatsgewalt. Für einen religiösen 
Orden z. B. trifft die Charakteristik zu, die Laband für die 
Gemeinde gibt^): ein religiöser Orden hat keine Untertanen, 
er ist bei Ausübung seiner Rechte ebenso machtlos, wie der 
(Gläubiger seinem Schuldner gegenüber-^). 

Laband sagt weiter: „Die Möglichkeit einer staatlichen 
Herrschaft über Gebiete, deren Bewohner nicht staatsangehörig 
sind, d. h. im herrschenden Staat kein Bürgerrecht haben, z. B. 
über eroberte Länder, über Schutzgebiete usw., beweist, dass 
die Gebietshoheit ein selbständiges, von der korporativen Ver- 

19) Laband si)richt stots von dem Keclit der llerrschaft des 
Staates am Gebiet. 

20) s. m. 

21) Man vergleicbe, was Jellinek (S. :J87) über die Gewalt der 
katbolisclien Kirclie sajrt. 
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einigung der Staatsangehörigen begrifflich verschiedenes Recht 
des Staates ist". 

Hier ist die Gebietshoheit als ein Recht gegenüber gestellt 
der korporativen Vereinigung der Staatsangehörigen. Dass 
ein Recht etwas anderes ist als eine korporative Vereinigung, 
sollte nicht erst betont zu werden brauchen. Der Vergleich 
zwischen diesen beiden hat nur dann Sinn, wenn hier an die 
korporative Vereinigung als an die Inhaberin von Rechten 
gedacht ist Dies wiederum können nur Herschaftsrechte 
sein; d. h. in jenem Vergleiche ist unter „korporativer Ver- 
einigung der Staatsangehörigen" die Staatsgewalt zu verstehen, 
für die, wie wiederholt bemerkt, nach Labands eigener An- 
sicht die Ausübung von Herrschaftsrechten wesentlich ist. 
Somit beweist nach Laband die Möglichkeit einer staatlichen 
Herrschaft z. B. über Schutzgebiete, dass die Gebietshoheit 
ein selbständiges, von der Staatsgewalt begrifflich verschie- 
denes Recht ist. Damit widerspricht er gründlich seiner an- 
fanglichen Meinung: die Gebietshoheit ist die Staatsgewalt 
selbst. Abgesehen von diesem Widerspruche beweist die 
Möglichkeit einer staatlichen Herrschaft z. B. über Schutz- 
gebiete m. E. nur, dass eben die Staatsgewalt in ihrer Aus- 
übung nicht beschränkt ist auf diejenigen Gebiete, deren Be- 
wohner zu einer korporativen Vereinigunjj: zusammenge- 
schlossen sind. 

Während Laband zu den Herrschaftsrechten über die 
Untertanen eine Analogie findet in den familienrechtlichen 
Gewaltverhältnissen, so teile das Recht des Staates am Terri- 
torium mit dem privatrechtlichen Eigentum das begriffliche 
Merkmal der ausscliHesslichen und totalen Herrschaft über 
eine körperliche Sache; nur die Art der Herrschaft, ihr 
Zweck und Inhalt seien verschieden. Die Gebietshoheit sei 
kein Eigentum im Sinne des Privatrechts, so wenig wie die 
Staatsgewalt über die Untertanen privatrechtliche potestas 
oder mundium sei. Ihrem Inhalte nach sei die Gebietshoheit 
nur staatsrechtlicher Art. 

Laband betont also, wie es auch Gerber tut, scharf 
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den Unterschied zwischen dem staatsrechtlichen und privat- 
rechtlichen Sachenrecht Wähnend aber, wie schon gesagt, 
Gerber die Antwort auf die Fra^e nach dem Inhalte dieses 
staatlichen Sachenrechts schuldig bleibt, sagt Laban d: „Die 
Ciebietshoheit äussert sich wie das Eigentum in doppelter 
Richtung, die man gewöhnlich als die negative und die 
positive bezeichnet. Die erstere besteht in der Aus- 
schliessung jeder anderen koordinierten Staatsgewalt von dem- 
selben Territorium; da sie sich gegen die anderen Staaten 
kehrt, so kann man sie als völkerrechtliche Seite der 
Gebietshoheit bezeichnen". 

Das Recht des Staates, jede andere koordinierte Staats- 
gewalt--) von seinem Territorium auszuschliessen, ist jedoch 
keineswegs die Folge eines Rechtes des Staates an seinem 
Gebiete. Das Gebiet ist der Raum, in dem der Staat herrscht ; 
es ist das Arbeitsfeld des Staates, in dem sein Wille zur Tat 
wird; sein Wille betätigt sich aber im Herrschen. Dieses 
positive Herrschaftsrecht der Staatsgewalt innerhalb des Staats- 
gebietes ist in seinem Bestände nur dann gesichert, wenn sich 
aus ihm als Reflex das negative Recht für den Staat ergibt, 
jede andere Staatsgewalt von der Herrschaft innerhalb seines 
Gebietes auszuschliessen. Sieht man in der Staatsgewalt die 
Willensmacht eines persönlich gedachten, sittlichen Organismus 
und in dem Gebiete ein Element dieses Organismus, seine 
natürliche Grundlage, so wäre aus dem Bestehen zweier ko- 
ordinierter Staatsgewalten auf demselben Gebiet das logisch 
unmögliche Ergebnis zu folgern, dass ein und dieselbe Sache 
wesentliche (Trundlage zweier getrennter Organismen sein 
soll, von denen jeder eines selbständigen Willens fähig ist. 
Aber auch der menschliclie Körper- ■) ist das natürliche Substrat 
eines Menschen, und in dem auf ihm aufgebauten mensoh- 

22) Die folgenden Sätze gelten nicht für das Verhältnis zidschen 
Zentralgewalt und Gliedstaat im Bundesstaat, da ja die Zentralgewalt 
dem Gliedstaaten nicht gleich-, sondern übergeordnet ist. 

23) Ich betone, dass es sich hier nur um ein vergleichendes Bild 
handelt. 
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liehen Organismus herrscht nur ein Wille. So ist es undenk- 
bar, (lass auf demselben Territorium zwei koordinierte Staats- 
gewalten bestehen. Die eine würde die andere in der Be- 
tätigung ihres Willens hindern, die Herrschaftsansprüche der 
einen würden die der anderen beständig durchkreuzen. Ohne 
jenes negative Ausschliessungsrecht ist das positive Herr- 
schaftsrecht wesenlos. 

Die einzige Form, in der die Herrschaft zweier koordi- 
nierter Staatsgewalten auf demselben Gebiete in die Erschei- 
nung treten könnte, wäre der Krieg. Der Krieg ist der 
Kampf zweier Staatspersönlichkeiten ; die eine will die andere 
zwingen, ihrem Willen sich zu unterwerfen, mit anderen 
Worten, die andere soll ihre eigene Persönlichkeit verleugnen, 
ihren eigenen Willen negieren. Der Krieg ist mit Notwendig- 
keit ein vorübergehender Zustand; dauernder Krieg, d. h. 
dauernde Koexistenz zweier koordinierter Staatsgewalten auf 
demselben Gebiete, ist eine Negierung des Staatsbegriffes. Es 
folgt also aus dem Staatsbegritt* selbst, aus dem unbedingten 
Herrschaftsrechte des Staates innerhalb seines (iebietes, dass 
jeder Staat das Recht hat, jede gleichgestellte (Jewalt von 
seinem Territorium auszuschliessen, und nicht ist dieses Recht 
als negative, völkerrechtliche Seite der Gebietshoheit, des 
staatsrechtlichen Sachenrechts zu erklären, wie Laband es tut. 
„Das Sein des Staates selbst, nicht das Haben einer ihm zu- 
gehörigen Sache erzeugt den Anspruch auf Respektierung des 
Gebietes" 24). 

24) Jellinek S. 358. Vjrl- liit'i'i^u tut' Ausfühnuigni von Stocrk, 
Seegebiet S. 457, über das Hinausgn'it'en der Ycrwaltuiigstätigkcit des 
Staates vom Eigengewässer auf die Kiisteiigewässer und über die ju- 
ristische Natur dieser staatlichcMi llerrschaftsreclite in den Küstengev 
wässern. Er gründet die rechtliche Ver])indlichkeit der staatlichen ^lass- 
regeln in den Küstengewässern für die l'ntertanen des Tferstaates. wie 
auch für fremde Staatsangehörige; - und dies letztere ist gleichbedeutend 
mit dem Ausschluss .jeder koordinierten Staatsgewalt von den Küsten- 
gewässern — lediglich auf die Existenz des Staates als eines „seienden", 
nicht als eines „habenden''. Dieselbe Fassung des Gculankens wie s])äter 
bei Jellinek. — S. hierzu Hadnitzky S. 8;J5 fg. 
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La band meint weiter, dass nach dem Völkerrecht in da* 
Tat das Territorium eines Staates im Verhältnis zn anderen 
Staaten in völlig gleichartiger Weise behandelt werde, wie 
das Eigentum in privatrechtlicher Beziehung. Die Geschichte 
der> Reiches selbst gebe dafQr zahlreiche Beispiele: die Okkn- 
pation von Schutzgebieten, die Zession von Elsass-Lothringen, 
der Tausch von Witu gegen Helgoland, der Kauf der Karo- 
linen, die Pacht von Kiau-tschou, die Teilung der Samoa- 
inseln. Aus dem völkerrechtlichen Verkehre liessen sich zahl- 
lose Beispiele solcher internationalen Rechtsgeschäfte anfuhren, 
deren Objekt ein Gebiet sei in derselben Art wie im Privat- 
rechtsverkehr die Sache Wenn dies letztere der Fall ist, 
was nützt dann die schon angeführte Versicherung Labands, 
die Gebietshoheit sei kein Eigentum im Sinne des Privat- 
rechts V Doch abgesehen von diesem bereits öfter hervor- 
gehobenen Widerspruche, ist die Berufung Labands auf das 
Völkerrecht auch in anderer Hinsicht nicht beweiskräftig. Die 
internationalen Rechtsgeschäfte weisen allerdings auf den ersten 
Blick eine gewisse Ähnlichkeit mit den entsprechenden Ge- 
schäften des Privatrechts auf. Durch diesen Umstand ist es 
auch zu erklären, dass noch heute die internationalen Rechts- 
geschäfte durchweg mit dem Namen der entsprechenden Pri- 
vatrechtsgeschäfte bezeichnet werden, von denen sie doch so 
wesensverschieden sind. Zu den Zeiten, als I^and und Leute 
Objekte eines dem Landesherrn zustehenden privat- oder lehn- 
rcclitlichcn Sachenrechts waren, war jener Sprachgebrauch voll- 
kommen richtig. Erwerb und Verlust von Land und Leuten ^s) 
konnte im wesentlichen nach den Grundsätzen über Erwerb 
und Verlust von Eigentum beurteilt werden. W^enn jedoch 
jene Patrimonialidee theoretisch und praktisch längst über- 
wunden ist, so darf auch nicht aus dem überlieferten Sprach- 
gebrauche etwas für die Gegenwart gefolgert werden. Die 
Staatspersönlichkeit ist von allen Personen des Privatrechtes, 

26) Ileimburgor S. 12: „Die Bewohner l)ikleteii gowissennassen 
mir eine Pertiiienz von (irund und hodcn". 
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die Staatsgewalt von allen privatrechtlichen Gewalten im 
innersten Wesen verschieden^**), eine Scheidung der beiden 
Rechtsgebiete liegt also in der Natur der Dinge begründet. 

Ich greife den Fall des sogenannten Kaufes von Ge- 
bietsteilen heraus. 

Der Zweck des privatrechtlichen Kaufes ist Übertragung 
des Eigentums an einer Sache seitens des Eigentümers an 
einen andern, damit dieser dadurch in den Stand gesetzt 
werde, sie in vollstem Umfange zu gebrauchen; der andere 
gewährt dafür dem ursprünglichen Eigentümer eine Entschädi- 
gung in Geld. Kurz: Umsatz von Ware gegen Geld. Ist 
dies nun der Zweck des sogenannten völkerrechtlichen Kaufes? 
Gewiss nicht. „Das Gebiet ist keine Ware"^'^). Was nützt 
es dem kaufenden Staate, wenn er an dem gekauften Gebiete 
das Recht erwirbt, es zu gebrauchen? Was er erwerben will, 
ist vielmehr die Herrschaftsmacht über die Personen, die auf 
dem Gebiete wohnen; er will den Umkreis erweitern, in dem 
er seine Herrschaft betätigen kann. Dazu nützt es ihm nichts. 
wenn ihm ein Recht am Gebiet übertragen wird; um Herr- 
schaftsrechte in dem zu erwerbenden Gebiete ausüben zu 
können, müssen ihm eben Herrschaftsrechte von dem ab- 
tretenden Staate übertragen werden. Imperium, nicht domi- 
nium ist Gegenstand des völkerrechtlichen Kaufes. Das Ge- 
biet tritt erst sekundär hinzu, insofern auf ihm die zu über- 
tragende Herrschaftsbefugnis ausgeübt werden soll. „Was 
zediert wird, ist nicht das tote Land, das als solches der 
Staatsherrschaft gar nicht unterliegen kann, als vielmehr die 
Herrschaft über die auf dem Lande weilenden Menschen''-^). 

26) Vgl. Heimburjrcr S. 24. 

27) Bansi S. i>5. — Ich zitiere lii(n* Baiisi, oliiio mir seine Ver- 
gleiche zwischen Gebietsabtretungen und Transfusion von Blut bezw. 
Transplantation von Haut vorbelialtlos zu eigen zu maehen. Laband 
tadelt sie als „schrullenhafte Konstruktion(*n*'. C)b Bansi sie als solche 
aufgefasst hat, bleibe ilahingestellt; als anschauliches Bild dürften sie 
nicht unrichtig gewählt sein. Man erinnere sich etwa, wie schwer es 
den Franzosen wird, den Verlust von Klsass-Lothringen zu verschmerzen. 

28) Jellinek S. ;-m:-J. 
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„Wenn ein Staat Gebiet erwirbt, so heisst dies, das er das 
Recht erlangt, innerhalb eines bestimmten Territoriums, auf 
welchem er solches bis dahin nicht durfte, als Staat aufzu- 
treten und zu herrschen'* -'*'•). 

Die einzige Ähnlichkeit mit dem Kaufe des Privatrechtes 
liegt darin, dass von der einen Partei etwas gewährt wird, 
wofür die andere Partei die vereinbarte Summe Geldes zu zahlen 
hat. Dies ist der einzige Punkt, in dem der privatrechtliche 
Kauf von Sachen und der völkerrechtliche Kauf von Gebiets- 
teilen sich berühren, und nur insofern kann man überhaupt 
von einem volkerrechtlichen Kauf von Gebiet reden*^). 

Was vom Kauf gilt, gilt mutatis mutandis auch vom 
Tausch, von der Pacht, der Teilung usw. Die Berufung La- 
bands auf das Völkerrecht zum Beweise eines staatlichen 
Sachenrechts ist demnach hinfallig aus diesem ersten Grunde. 

Ein zweiter kommt hinzu. W^enn im Verhältnis der 
Staaten zu einander die Gebietshoheit ein öffentliches Sachen- 
recht sei, so scheint es Laban d eine notwendige Folge zu 
sein, dass dies auch in staatsrechtlicher Beziehung der Fall 
sei, d. h. dass der einzelne Staat an seinem Gebiet ein Herr- 
schaftsrecht habe und dass gerade die ausschliessliche recht- 
liche Herrschaft des Staates über sein Gebiet der Grund für 
diese völkerrechtliche Behandlung der Staatsgebiete sei. 

Ohne Zweifel, ein völkerrechtliches Sachenrecht kann nur 
in einem staatsrechtlichen Sachenrecht seinen Grund haben. 
Picsteht kein staatsrechtliches Sachenrecht, so fallt auch das 

'2\)) Hoimburj^er S. 78: \^\. auch Frickcr S. 74. Ol. 
:>()) Die A]»tretunjr dor Insol St. Bartholomäus von Schweden an 
Frankreich, die pcwolndicli hi(»rher irestellt wird, jrchört nicht in diese 
Grupix*. In dem V<'rtrajro, dunii den sie geschali. ist nur von einer 
..n'trocession'* di<' Rede. In dem angehänjrten Protokoll wird bestimmt, 
dass Frankreich SOOOO fr. zahlen solle für die Domänengüte ; der schwe- 
dischen Knme. sodann weitere 320 ()()() fr. 

..ä titre d'indemnitc» tant pour le rai)atri(»ment que pour le pen- 
sicmnement des fonctionnaires suedois de 8t. Barth('lemy qui ne 
passeront ])as au service de la France- (Recueil Bd. 4, S. 366). 
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völkerrechtliche in sich zusammen. Das Staatsrecht hat die 
Aufgabe, das Wesen der Staatsgewalt, ihr Verhältnis zum 
Staatsgebiet usw. darzulegen, auf Grund der gegebenen Wirk- 
lichkeit, und was das Staatsrecht einmal als wahr erkannt hat, 
das muss auch für das Völkerrecht gelten. Man kann nicht, 
wie Affolter es tut^^), staatsrechtlich das Verhältnis des 
Staates zum Gebiet anders auffassen als völkerrechthch; der 
Begriff der Gebietshoheit muss in beiden Rechtsgebieten der 
gleiche sein. Wie zwar das Völkerrecht den Staat selbst 
nicht in seinem individuellen Sonderdasein, sondern als Glied 
der internationalen Rechtsgemeinschaft auffasst, so ergreift das 
Völkerrecht auch die Staatsgewalt und ihr Verhältnis zum 
Gebiete nur so weit, als sie mit der Staatsgewalt anderer 
Staaten in Beziehung tritt^^j^ Trotzdem ist das Völkerrecht 
kein Zauberer, der das Wesen der Dinge und Zustände will- 
kürlich verändert; diese bleiben so, wie sie einmal sind, und 
Staatsrecht wie Völkerrecht haben auf diese Wirklichkeiten 
ihre Theorien zu gründen und können daher nicht zu ver- 
schiedenen Resultaten gelangen^). Das Völkerrecht regelt die 
Rechtsbeziehungen der Staaten unter einander, das Staats- 
recht die Rechtsbeziehungen des einzelnen Staates zu seinen 
Untertanen, das Privatrecht die Rechtsbeziehungen der ein- 
zelnen Untertanen unter einander. Wenn man in einem Bilde 
sprechen will, kann man sagen: Privatrecht und Staatsrecht 
sind zwei völlig getrennte Kreise, Staatsrecht und Völkerrecht 
sind zwei sich schneidende Kreise; der beiden Kreisen ge- 
meinsame Inhalt sind die Grundbegriffe, z. B. Souveränität, 
Staatsgewalt usw., von denen Staatsrecht wie Völkerrecht aus- 
zugehen haben. 

Beide sind daher vor dieselbe Grundfrage gestellt, wie 



31) S. 117. 

32) Vgl. Heimburger S. 35. 

33) Laband ist über das Verliiiltnis zwisclien Staa s- und Völker- 
recht vo Ikommen der oben vertretenen Meinung: vgl. seine Aus- 
führungen S. 7(>. 
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die Beziehung zwischen Staat und Gebiet aufzufassen sei, und 
so herrscht denn auch in der völkerrechtlichen Literatur der- 
selbe Zwiespalt wie im Staatsrecht. Laban d beruft sich auf 
Klüber, Heffter, Hartmann und Bulmerincq, also 
durchweg auf ältere Schriftsteller des Völkerrechtes. Ich führe 
Heffter als Beispiel an. Er sagt über den „BegriflF des in- 
ternationalen Staats-Eigentums" : „Wir verstehen darunter die- 
jenige Herrschaft, welche eine Staatsgewalt über bestimmte 
Sachen in ihrem Bereiche mit Ausschliessung jeder auswärtigen 
Gewalt ausüben und vermöge deren sie unabhängig nach ei- 
gener Macht dem inneren Staatsrecht gemäss darüber verfügen 
kann""^). Und in einer Anmerkung zu dem Worte „Sachen" 
fügt er hinzu: „Personen können in freien Staaten wenig- 
stens in keinerlei Eigentum sein." 

Hier haben wir vollständig die alte privatrechtliche Theo- 
rie, die sich notgedrungen wenigstens anmerkungsweise zu 
etwas freierer Auffassung durchgearbeitet hat. Doch auch 
gegenwärtig vertreten einige Schriftsteller des Völkerrechts 
ähnliche Anschauungen, soz. B. Heilborn^). Ebenso finden 
sich aber Schriftsteller, die ausdrücklich den BegriflF des 
völkerrechtlichen Eigentums ablehnen 3^). Wie man sieht, der- 
selbe Gegensatz der Meinungen wie im Staatsrecht. 

Labands Berufung auf das Völkerrecht beweist also 
weder, dass das Gebiet im völkerrechtlichen Verkehre ein 
Objekt ist analog der Sache im Privatrecht, noch beweist sie 
überhaupt die Existenz eines staatsrechtlichen Sachenrechts 
als Inhalt der Gebietshoheit. 

Als positive Seite des Rechtes am Territorium stellt 
Laban d die unbeschränkte Befugnis hin, „das Gebiet für die 
staatlichen Zwecke zu verwenden, darüber zu schalten und 
zu walten." Laband gibt nicht näher an, was darunter zu 



84) S. 148 § 64. 
35) S. 1004. S. 1009. 

m) U. a. Liszt S. 72 § 8 III. Holtzendoi-ff, Landgebiet S. 228. 
Stoerk. Völkerrecht S. 1301. 
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verstehen sei Insofern ist es unnötig, an diesen Worten 
Kritik zu üben. Meint Lab and damit jedoch z. B. das Recht 
des Staates zu enteignen, Festungen, Eisenbahnen, Wege an- 
zulegen, den Belagerungszustand zu erklären, herrenlose 
Sachen zu okkupieren usw., so ist bereits mehrfach nachge- 
wiesen, dass diese Rechte sich als Herrschaftsrechte gegen 
Personen qualifizieren, die mit dem Gebiete nichts mehr zu 
schaffen haben, als alle andern Akte der Staatsgewalt^'). 

Aus dem Gesagten darf der Schluss gezogen werden, 
dass es ein staatliches Sachenrecht, wie La band es als Inhalt 
der Gebietshoheit konstruiert, nicht gibt*^). Wenn ich also 
sagte^®) : entweder jene Voraussetzung — Gebietshoheit gleich 
Staatsgewalt — ist richtig, dann ist die Konstruktion eines 
staatlichen Sachenrechts verfehlt; oder aber es gibt ein solches, 
dann ist jene Voraussetzung unrichtig — so komme ich jetxt 
zu dem Ergebnis, dass jene Voraussetzung richtig ist. Schon 
der Wortsinn des Ausdrucks „Gebietshoheit" deutet hin auf 
eine Hoheit, ein Recht zu gebieten *o), gebieten aber kann man, 
wie ausgeführt, nur Persönlichkeiten. Allerdings bilden die 
Fragen nach Begriff und Wesen der Staatsgewalt und ihrem 
Verhältnis zum (lebiet Fundamentalfragen des Staats- und 
Völkerrechts überhaupt, deren Entscheidung dieser Arbeit 
nicht zukommt; anderseits durfte es nicht unterbleiben, auf den 
Widerspruch hinzuweisen, der in der Eigentumstheorie ent- 
halten ist. In ihr wirkt die Auffassung nach, die dem Patri- 
monialstaate gegenüber berechtigt war, in dem eine Menge 
einzelner Regalien eigentumsähnlich dem Landesherrn zu- 
standen. 

Zum Beweise mag ein Blick auf das englische Staats- 



37) Cuiiius S. 7. Bansi S. 42. Jelliiiek S. 860. 

38 Eingehend widerlegt wird Lahand von Fiicker S. 12 111. 

39) S. 29. 

40, Holtzendoi-tt', Landgebiet Ö. 225. 
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recht gestattet sein^' . Dort hat die patrimoniairechtiiche 
Entwicklungsstufe gefehlt. Infolgedessen ist der Begriff der 
Gebietshoheit, wie ihn die p]igentumstheorie aufstellt, dem 
englischen Staatsrecht vollkommen fremd. Vielmehr hat nach 
englischer Auffassung das Gebiet kurz folgende Bedeutung. 
Jeder, der sich im englischem Gebiet aufhält — dauernd oder 
vorübergehend — tritt in ein persönliches Rechtsverhältnis, 
ein Lehnsverhältuis zum König. Ferner ist das Gebiet Herr- 
schaftsbereich der gesetzgebenden Gewalt des Parlaments und 
ist schliesslich Gegenstand der königlichen Prärogative, Staats- 
gebiet zu veräussern, abzutreten. Da das Gebiet auch in 
dieser letzten Funktion nicht als Objekt eines Rechtes der 
Staatsgewalt erscheint, wie oben ausgeführt, so dient also 
auch im englischen Staatsrecht das Gebiet nur dazu, persön- 
liche Beziehungen herzustellen zwischen den Organgewalten 
(König und Parlament) und den auf dem Territorium befind- 
lichen Personen. 

So bleibt nur der Weg, den die Eigenschaftstheorie ge- 
wiesen hat. 

Ich fasse meine Ansicht noch einmal kurz zusammen. 
Abstrakt gesprochen mit den Worten F rickers, ist das Ge- 
biet erstens ein „Moment im Wesen des Staates" *2^^ konkret 
gesprochen mit den Worten Zitelmanns, ist es zweitens 
„der Schauplatz der staatlichen Herrschaft"^^). 

„Das Staatsgebiet hat nur insoweit juristische Bedeutung, 
als ihm die Eigenschaft des staatsrechtlichen Staatsherrschafts- 
bezirks zukommt; also nur bei seiner begrifflichen Verknüpfung 
mit der Rechtskategorie der örtlichen Zuständigkeit der 
Staatsgewalt"^*). 

41 Icli stütze mich d bei vollkommen auf die Ausführungen Hat- 
scheks (Bd. 1 S. 163). 

42) Fricker S. 56 V. 

43) Bei Jellinek S. 355. Anm. 2. 

44) Stoerk, Verfassimgsrecht S. 1077. — Ob die Fassung, die 
neuerdings Radnitzky dem Problem gegeben hat, in der Tat^ soweit 
von den bisher aufgestellten Ansichten abweicht, wie er meint? Der 
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Im Staatsgebiete herrscht die Staatsgewalt; diese ist der 
, Jlaupt- und Grundpfeiler"* des ganzen Staatsgebäudes, sie ist 
der „Schwerpunkt, um den alle Sätze der Theorie, alle Ge- 
staltungen des wirklichen Lebens gruppiert werden sollen" ^•^). 
Die Staatsgewalt ist der „Einheitswille des Staates"^^). „Auf ihrer 
Bedeutung als seelischer Kraft der Staatspersönlichkeit eines 
Volkes beruht. ihre Eigenschaft der Unteilbarkeit"^'). Es gibt 
daher keine Gebietshoheit als besonderen Teil der Staatsgewalt, es 
gibt kein staatsrechtliches oder völkerrechtliches Sachenrecht, 
mit anderen Worten, der Staat hat an seinem Gebiet kein ding- 
liches Recht, kein Staats- oder völkerrechtliches Eigentum. 
Und hieraus ist der Schluss zu ziehen: gibt es kein ding- 
liches Recht des Staates an seinem Gebiete, so gibt es auch 
keine Beschränkungen dieses dinglichen Rechtes, es gibt viel- 
mehr nur Beschränkungen der Staatsgewalt selbst. 

Dies führt uns auf den Begriif der Staatsservituten. 



lt. Die Ktaatsdieiistbarkcit. 

In der heutigen Literatur halten die Verfechter des Be- 
griffes „Staatsdienstbarkeiten" fast durchweg an dem Recht 
des Staates an seinem Gebiete fest und sehen in der Staats- 
dienstbarkeit Beschränkungen dieses Rechtes 

Diese herrschende Ansicht vertritt z. B. Clauss, den 
ich deshalb herausgreife, weil er fast seit einem Jahrhundert 
als erster den (Gegenstand monographisch bearbeitet hat. Er 
stellt sich bewusst auf den Standpunkt der Eigentumstheorie. 
Ihm erscheint das Gebiet als eine Sache, als Herrschaftsobjekt; 
das Recht der Staatsgewalt an ihrem Gebiete sei sachenrecht- 
wunde Punkt seiner Formuliernnjr scheint dann zu liegen, dass, wie er 
seU)St zugibt, personelle und örtliche Kompetenz des Staates sich zum 
weitaus grösseren Teil decken. 

45) Stoerk, Yerfassungs recht S. I04s. 

46) Ebenda 8. 1049. 

47) Gerber S. 22 ^ 7. 
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lieber Natur. Der Ikgritf der (Jebietshoheit sei ein sachen- 
rechtlicher, und Staatsservituten seien grundsätzlich zu charak- 
terisieren als Beschränkungen der (iebietshoheit, als Be- 
schränkungen dieses staatlichen Sachenrechts^"). Dem Gebiet 
als Objekt des staatlichen Herrschaftsrechtes setzt also auch 
er die Person als zweites Objekt zur Seite, der Gebietshoheit 
die Personalhoheit. Beschränkungen der Personalhoheit nun 
sieht er nicht als Staatsdienstbarkeiten an, sondern als rein 
obligatorische .Verpflichtungen, „bei denen den veränderten 
Verhältnissen im Staatsleben Rechnung zu tragen ist und 
deren einseitige Aufhebung . . . wohl gerechtfertigt werden 
kann"^^). Das dingliche Moment, das für den Begriff der pri- 
vatrechtlichen Servitut unentbehrlich ist, muss seiner Meinung 
nach auch bei der Staatsdienstbarkeit zum Ausdruck kommen, 
d. h. auch der Begriff der Staatsdienstbarkeit muss ein sachen- 
rechtlicher sein, wenn überhaupt der Begriff der Servitut 
„auch nur einigermassen" für die fraglichen Rechtsverhält- 
nisse verwendet werden soll. 

Diese Auffassung baut also auf eine Grundlage, die oben 
als falsch und nicht bestehend zurückgewiesen wurde. So 
sind alle besonderen Regeln, die über die Entstehung, Aus- 
übung und den Untergang der Staatsdienstbarkeit aufgestellt 
werden, ebenfalls zurückzuweisen. So ist vor allem der Satz 
zu verwerfen, dass das als Staatsdienstbarkeit angesehene 
Rechtsverhältnis aktiv und passiv auf jeden Erwerber des 
einen oder des anderen Gebietes übergeht. „Die Staatsdienst- 
barkeit klebt gleichsam an dem Staatsgebiet, und der Satz* des 
Civilrechts res transit cum suo onere findet in vollem Um- 
fange Anwendung auf dieselbe"'*'^) In diesem Satze würde 
allerdings die dingliche Natur solcher Verpflichtungen deutlich 
zum Ausdruck kommen, doch gerade er ist bedenklich, ja 
unhaltbar. 



48) S. US. 

49) S. 144. 

50) C'auss S. 200. 
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Wenn ein Staat sich einem andern gegenüber verpflichtet, 
n seinem Gebiet seine Staatsgewalt nach bestimmten Richtungen 
hin nicht auszuüben oder die Betätigung der fremden Staats- 
gewalt nach bestimmten Richtungen hin zu dulden, so ist die 
rechtliche Zulässigkeit dieser Verpflichtungen nicht zu be- 
zweifeln. Es wäre nun an und für sich denkbar, dass diese 
Verpflichtung fortbestehen soll, auch wenn das Gebiet eines 
der vertragschliessenden Staaten an einen andern Staat über- 
gegangen ist. In diesem Rechtsverhältnis hätten wir dann 
eine Art Staatsdienstbarkeit, ohne von dem Begriffe eines staat- 
lichen Sachenrechts ausgegangen zu sein^i). 

Aber „so lange der Inhalt eines Vertrages zwischen zwei 
Staaten aufgefasst werden kann ohne den Charakter derDiug- 
lichkeit, darf man ihm diesen noch nicht beilegen" ^^^ 

Und wenn wirklich einmal nach der Absicht der Kontra- 
henten ein dingliches Recht entstehen sollte, so ist noch die 
Frage, ob dies rechtlich zulässig ist. Es ist immer das eine 
bestimmte Staatssubjekt, das solche Verpflichtung eingeht. 
Wie können zwei Staaten durch Vertrag einen unbestimmten 
dritten Staat in Zukunft binden? Wie kann der dritte Staat 
an eine Beschränkung gebundeu sein, die er selbst nicht ge- 
wollt! Zum mindesten muss in jedem einzelnen Falle aus 
Zweck und Inhalt des fraglichen Rechtsverhältnisses die gewollte 
dauernde Beschränkung unzweifelhaft erwiesen werden. 

Zu völliger Verwirrung gelangt man, wenn man, trotzdem 
man von einem staatlichen Sachenrecht als Inhalt der Gebiets- 
hoheit ausgeht, dennoch die Staatsdienstbarkeit nicht als Be- 
schränkungen dieses dinglichen Rechtes ansieht, sondern über- 
haupt alle vertragsmässigen Einschränkungen der Staatsgewalt 
darunter versteht. 

Diese Auflassung wird z. B. vertreten von Fahre, der, 
soweit ich sehe, als einziger in der gegenwärtigen französischen 
Literatur die Materie eingehender behandelt. Nach ihm ist 

51) Später (S. 49) wird näher davon gehandelt. 

52) Fricker S. 72. 
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(las Recht des Staates, Autorität auszuülien'^) enthalten in der 
Souveränität, besser gesa^ in der Staatsgewalt^). Den Inhalt 
dieser gibt er näher an: «,Vis-ä-vis du territoire, la souverai- 
nete s*analyse dans le droit dusageexclusif tempernde quelques 
df'Togations: relativement k la population, eile consiste dans 
le droit d'enipire et de juridiction-^'). Dies ist die übliche 
Zweiteilung in Personal- und (lebietshoheit Er erklärt sich 
sodann in Übereinstimmung mit jenen Schriftstellern, die 
die Staatsdienstbarkeit definieren als „restriction conventioneile 
21 la souverainett* Interieure consentie en faveur d*un ou de 
plusieurs Etats*'^*;« und er findet dann als endgültiges Ergebnis, 
das seiner oben wiedergegebenen Auffassung der Souveränität 
entspricht: „elles sont toutes des droits reels aboutissant les 
premil*res ä un demembrement du droit d'empire ou de juri- 
diction, les secondes ä un d6membrement du droit d'usage 
exclusif sur le territoire"'*j. Die ersteren, auf der Personal- 
hoheit lastenden Servituten erklärt er nur für Beziehungen 
zwischen den beiden Staatspersönlichkeiten, die das Gebiet 
nicht treffen; die letzteren, auf der Gebietshoheit lastenden 
Scnituten für Beziehungen zwischen Staat und Territorium. 
Hier geht Fahre über den Rahmen des Privatrechts 
hinaus. Im Privatrecht steht zwar auf der herrschenden Seite 
bald ein Grundstück, bald eine Person; auf der dienenden 
Seite aber stets nur eine fremde Sache. Während nun die 
herrschende Lehre das als Staatsdienstbarkeit angesehene Rechts- 
verhältnis als Beziehung von Gebiet zu Gebiet auffiasst und 
sich an die privatrechtliche Lehre der Realservituten anlehnt, 
verbannt Fahre diese ganz aus dem Völkerrecht, weist da- 

53 „droit dexercer lautorite" (S. 1 ). 

54) Die Konianen haben kein AVort, das unsenu festen, klaren 
Hegritte der Staatsjre alt entspricht: sie müssen das vieldeutige und 
•lalier verwirrende Wort ..souverainete" gebrauchen (vgl. Jellinek S. 431 
Anni. H). 

55) S. 1). 
5()) S. 17. 
57) S. lÜ. 
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gegen die Meinung von Pradier-Fodöre zurück, dass der 
Begriff der Personalservitut im Völkerrechte nicht zulässig 
sei^*^); denn, so sagt er, „le caractöre personnel, Tintuitus per- 
sonae, banni du droit prive, est ici capital et doit etre mis en 
lumiere"^**). Dann sollte man überhaupt die Anlehnung an 
den Begriff der Servitut aufgeben, denn Servituten sind nun 
einmal Rechte an fremder Sache, dingliche Rechte. Man würde 
es verstehen, wenn Fahre gewisse Beziehungen zwischen Staat 
und fremdem Gebiet als Personaldienstbarkeiten des Völker- 
rechts ansehen würde, doch gerade diese Beziehungen nennt 
er Realservituten'^;. 

Hauptsächlich aber ist abzulehnen, dass er Beschränkungen 
der Personalhoheit ebenfalls unter die Kategorie der Servitut 
bringen will. Nimmt man einmal ein Recht des Staates an 
seinem Gebiete an, so gibt es Staatsdienstbarkeiten nur in 
dem Sinne, dass dieses Recht belastet wird. Ausser den ge- 
wöhnlich als Staatsdienstbarkeit bezeichneten Rechtsverhält- 
nissen zählt Fahre als solche auf : droit de Constitution et de 
legislation — wobei er an die Stellung der halbsouveränen 
Staaten denkt — droit de controle linancier, de police fluviale 
et maritime, droit de juridiction — - wobei er die orientalischen 
Kapitulationen im Auge hat. 

Ein Grund dafür, dass auch diese Verhältnisse Staats- 
dienstbarkeiten sein sollen, ist nicht einzusehen, um so weniger, 
als nach Fahre selbst die Dienstbarkeiten dieser Art unter- 
gehen, sowohl wenn der Etat dominant, als auch wenn der 
Etat servant untergeht^^). Ebenso gehen die von ihm soge- 
genannten Realservituten unter mit dem Etat dominant, sind 
jedoch unabhängig von dem Untergang des Staates, dem das 
dienende Gebiet gehört^»-). Allein in diesem Punkte verwertet 



58) S. 19-20. 

59) S. 17. 

()0) S. 27 A])s. 2. S. :i:5 /oilo n v. ii. S. 129. 

(>1) S. 25-27. 

(>2) S. 27. 
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P'abre die privatrechtliche Lehre der Personaldienstbarkeit 
und aliein hierin folgt Fahre seiner eigenen Meinung, dass 
nicht jede Einschränkung der Souveränität eine Staatsdienst- 
barkeit sei, „car le terme de servitude doit s'employer dans 
une acception plus speciale; il se r^före essentiellement ä un 
amoindrissenient du pouvoir territorial"^). Ist dies seine 
Ansicht, wie kann er dann die Beschränkungen der Personal 
lioheit, die das Gebiet des belasteten Staates nur indirekt 
treffen"*), als Staatsdienstbarkeiten ansehen? 

So ist die Fassung des Begriffes der Staatsdienstbarkeit 
in diesem weiten Sinne nicht nur überflüssig, sondern auch 
widerspruchsvoll und unklar, so lange man wohl gemerkt ein 
Recht des Staates am Gebiete, ein staatliches Sachenrecht 
zulässt. 

Die Autoren, die den Begriff der Staatsdienstbarkeit an- 
erkennen, sind aber nicht nur uneinig, wie der Begriff selbst 
zu definieren sei; selbst wenn sie über den Begriff überein- 
stimmen, so ergeben sich wiederum Zweifel bei den einzelnen 
praktischen Fällen, ob sie den Staatsdienstbarkeiten einzureihen 
oder als rein obligatorische Verpflichtungen anzusehen seien. 
Sie geben zu, dass die Grenzlinie schwer zu ziehen sei. So 
ist z. B. Holtzendorff*^) im Zweifel, ob er die Neutralisierung 
gewisser Gebietsteile (Chablais, Faucigny), ferner die im Pariser 
Frieden von 1856*^®) den Uferstaaten des Schwarzen Meeres 
auferlegte Verpflichtung, die Zahl der auf dem Schwarzen Meere 
zu haltenden Schifte zu beschränken (Art. 14) und keine mili- 
täiisch-maritimen Arsenale in dessen Uferbezirk zu errichten 
(Art. 13), oder die Montenegro i. J. 1878 auferlegte Ver- 
pflichtung, überhaupt keine Kriegsfahrzeuge zu halten und 
keine Kriegsflagge zu führen*''), als „obligatorische, dem Wechsel 
Hier Zeitumstände anzupassende Rechtsverhältnisse" oder „als 

G3i S. IG. 
04) S. 18. 

65) Landgebiet S. 247. 

66) Abgedruckt bei Liszt unter No. 2 des Anhangs. 

67) Berliner Vertrag Art. 29 (Reiclisgesetzblatt 1878 S. 329). 
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dauernd auf gewisse Land- und Küstenstrecken gelegte Be- 
schränkungen der Gebietshoheit" auffassen soll. Und in der 
Tat herrscht hier grosse Uneinigkeit in der Theorie. Bei diesen 
und ähnlichen Verhältnissen aber bestände, wenn überhaupt, 
für das Völkerrecht ein Interesse, ihnen dauernden, dinglichen 
Charakter beizulegen, und grade hier versagt der Begriff der 
Staatsdienstbarkeit. 

So erweist er sich auch als praktisch unbrauchbar; vor 
allem aber ist er nicht in Einklang zu bringen mit der oben 
vertretenen Auffassung des Staates und des Staatsgebietes. Er 
ist „eine Erfindung der Theorie zum Zweck der juristischen 
Konstruktion monströser, aus der Verquickung von privatrecht- 
licher und staatsrechtlicher Vorstellung hervorgegangener Ver- 
hältnisse im alten Deutschen Reich" '^) In der neueren 
Literatur wird er vielfach zurückgewiesen^"'). 

68) Fricker S. 74. — Challandes (S. ()ü:-5) nennt die Staatsdienst- 
barkeit gradezu einen „absoluten jiiristisclien Nonsens". 

69) Jeninek S. 8()0. Liszt S. 74 ^ H III. :;. Gareis i 11. Chal- 
landes S. 599. Am einjrehendsten bejrriindet seinen ablelinenden Stand- 
punkt Fricker S. ()8. 

Hugo Groot, „der Vater des Völkerrechts", kennt das Institut d(»r 
Staatsdienstbarkeit nielit einmal dem Namen nach (dlauss § H). 

In der französischen Literatur ist die Staatsdienstbarkeit ganjr 
und gäbe; vgl. etwa Kivier S. 11)1, Hontils Abs. :)4(). Ablehnend da^jejjjen 
Nys, Servitudes S. 121. Dieser ablehnende Standi)unkt von Nys ist 
bemerkenswert, weil er in seinem Droit Tnternaticmal die Kigentumstheoiie 
vertritt. (Auf S. 402 freilich ist ihm das (lebiet die ,,region du globe", 
l\ber die ein Volk seine Herrschaft austobt -, aber auf S. 405 übt der 
Staat über sein Gebiet eine dopjx'lte Gewalt aus : „sous la face negative, 
eile exclut toute autre i»uissance d'Etat : sous la face positive, eile est 
le pouvoir illimite d'employer le tenitoire a des buts d'utilite praticpie"). 

Westlake, der Senior der englischen Völkerrechtsliteratur, kennt 
die Staatsdienstbarkeit ebenfalls : hervorgehoben sei, dass er sie behandelt 
in dem Abschnitt ,,Cüntinuity of States trough changes of Territory" 
(S. 59). Ein neuerer englischer Autor dagegen, Lawrence, spricht nur 
von „Voluntary" und „Involuntary restrictions upon the freedom of action 
of sovereign states" (Pnncii)les i^ 72— 7:-J). Durch Oppenheim (Bd. 1 
S. 257) hat die Staatsdienstbarkeit in der englischen Literatur neue 
Unterstützung gefunden. 
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Bei der ersten Beratung des Gesetzentwurfes betr. die 
Vereinigung von Elsass-IiOthringen mit dem Reiche äusserte 
sich Bismarck über Staatsdienstbarkeiten. Er sagte bei Be- 
sprechung des Vorschlages, Deutschland möge sich mit der 
Schleifung der französischen Festungen in Elsass-Lothringen 
begnügen, folgendes: 

„Es ist die Konstituierung einer Servitut auf fremdem 
Grund und Boden, einer sehr drückenden und beschwerlichen 
Last für das Souveränitäts-, für das Unabhängigkeitsgefühl des- 
jenigen, den sie trifft. Die Abtretung der Festungen wird kaum 
schwerer empfunden als das Gebot des Auslandes, innerhalb 
des Gebietes der eignen Souveränität nicht bauen zu dürfen. 
Die Schleifung des unbedeutenden Platzes Hüningen ist viel- 
leicht öfter wirksamer zur Erregung französischer Leidenschaft 
benutzt worden, als der Verlust irgend eines Territoriums, den 
Frankreich an seinen Eroberungen 1815 zu erleiden hatte. 
Ich habe deswegen auf dieses Mittel keinen Wert gelegt"*^). 

Was Bismarck hier gegen eine bestimmte Art der Staats- 
dienstbarkeit einwendet, ist m. E. das Bedenken, das man 
überhaupt gegen das Institut der Staatsdienstbarkeit geltend 
machen kann — ausserhalb der juristischen Betrachtungsweise. 
Staatsdienstbarkeiten sind des modernen Staates unwürdig. 
Es verträgt sich nicht mit der hohen Auffassung, die man 
heute mit dem StaatsbegrifTe verbindet, dass ein Staat dem 
andern „dienstbar" sei'^). W^enn schon die rechtliche Mög- 
lichkeit besteht, dass ein Staat sich einem andern verpflichtet, 

70) Ueichstagsverliandlung vom 2. Mai 1871 (Stenogr. Berichte 
Bd. 1 S. 518). 

71) Man vergleiclie. was Windscheid (Bd. 1 S. 907 § 200 Amn. 1) 
über den Wortsinn des Ausdruckes „servitus'" und des ihm genau ent- 
sprechenden Ausdruckes „Dienstharkeit" sagt: „Servitus bezeichnet zu- 
nächst den Zustand der Unfreiheit der Sache . . . Als unft*ei wird 
gedacht diejenige Saclie, welche einem andern dient, als ihrem Eigen- 
tümer, \sie der Mensch unfrei ist, der überhaupt dient. (Wie der Mensch 
sich in einem nicht naturgemässen Zustand betindet, wenn er überhaupt 
dient, so die Saclie, wenn sie einem andern dient, als ihrem Eigentümer)". 
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in der Ausübung seiner Staatsgewalt, in der Betätigung seines 
individuellen Lebens sich zu beschränken, so vergrössere man 
nicht das Übel, indem man Verpflichtungen dieser Art ohne 
zwingenden Grund zu dauernden, dinglichen macht. 

Ich kann demnach nur wiederholen, was ich bereits als 
Konsequenz meiner Anschauung hervorhob: es gibt kein ding- 
liches Recht des Staates an seinem Gebiete, es gibt daher 
auch keine Beschränkungen dieses dinglichen Rechtes, und in 
diesem Sinne keine Staatsdienstbarkeiten. Ist das Gebiet der 
Machtbereich des Staates, so ist eine Beschränkung lediglich 
in dem Sinne möglich, „dass das Gebiet in irgend einer 
Beziehung Machtbereich des fremden Staates wird, 
oder doch aufhört, Machtbereich des einheimischen 
Staates zu sein"'^). Es gibt also nur Beschränkungen der 
Staatsgewalt selbst, d h. ein Staat kann sich verpflichten, 
gewisse Herrschaftshandlungen auf seinem Gebiete zu unter- 
lassen oder aber gewisse Hoheitsakte eines fremden Staates im 
einheimischen Gebiete zu dulden. Diese Verpflichtungen sind 
rein obligatorischer Natur und kommen zustande durch 
Staatsvertrag. Eine solche selbst gewollte Beschränkung macht 
den verpflichteten Staat keineswegs abhängig von dem be- 
rechtigten Staat, m. a. W. eine solche Selbstbeschränkung tut 
der Souveränität des Verpflichteten keinen Eintrag. 

Ist nunmehr mit allen privatrechtlichen Auffassungen 
reiner Tisch gemacht, so kann unbesorgt und unbefangen die 
Frage geprüft werden, ob es im Leben der Staaten unter 
einander eine Kechtsfigur gibt oder geben könnte, die der 
Servitut des Privatrechts entspricht. Es handelt sich selbst- 
verständlich nur um eine Analogie. 

Die privatrechtliche Servitut ist ein Recht an fremder 
Sache; sie beschränkt das Eigentum, durchbricht das Herr- 
schaftsrecht des Eigentümers über die Sache. Es niuss also 
zunächst im Staatsrecht nach einem Analogon des Eigentums 

72) Sartorius S. lOO. 
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gesucht werden. Dem Eigentumsverhältnis ist wesentlich ein 
Subjekt und ein Objekt ; das Subjekt hat das Recht, das Ob« 
jekt in vollstem Unifange für seine Zwecke zu gebrauchen, 
der Eigentümer ist Herrscher über die ihm gehörige Sache. 
Und als Reilexwirkung ergibt sich für das Subjekt negativ 
das Recht, jeden anderen von der Herrschaft über das Objekt 
anszuschliessen. 

Das entsprechende Subjektionsverhältnis im Staatsrecht 
ist keineswegs in dem rechtlichen Verhältnis des Staates zum 
Gebiete enthalten. Niemals steht dem Staat als Subjekt das 
Gebiet als Objekt gegenüber. Wenn Sartorius"^) sagt: 
„Wie die Sache den Herrschaftsbereich des Eigentümers, so 
bildet das Gebiet den räumlichen Machtbereich der Staats- 
gewalt" — so ist einzuwenden, dass die Sache im Privat- 
recht eben nicht bloss „Herrschaftsbereich", sondern bei weitem 
mehr ist, nämlich Objekt des Rechtes. Fasst man das Eigen- 
tum an beweglichen Sachen ins Auge, so wird der Ausdruck 
„Herrschaftsbereich" unverständlich: man wird z. B. von einer 
Uhr nicht sagen, dass sie Herrschaftsbereich ihres Eigentümers 
sei. Sartorius fahrt fort: „Gegenständlich wie die Macht 
des Eigentümers ist die des Staates territorial begrenzt" 
Hierin liegt eben keine Analogie zwischen Privat- und Staats- 
recht, vielmehr ein Unterschied. So entsprechen sich Eigentum 
und das Rechtsverhältnis zwischen Staat und Gebiet nicht 
nach ihrer posivitiven Seite. 

Von einer Analogie der negativen Wirkungen dieser 
beiden Rechtsverhältnisse kann schon deshalb nicht die Rede 
sein, weil die rechtliche Zugehörigkeit des Territoriums zum 
Staate, die Gebietshoheit im Sinne der Eigenschaftstheorie 
(wenn man sie so nennen will), ein solches negatives Recht 
gar nicht in sich schliesst. Das Recht der Staatsgewalt, jede 
andere von der Herrschaft in ihrem Gebiete auszuschliessen, 
ist, wie oben ausgeführt wurde '*j, vielmehr die negative Seite 

73) S. 08. 

74) S. 32. 
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des Herrschaftsrechtes des Staates über die auf seinem Ge- 
biete befindlichen Personen. Dies führt uns auf die richtige 
Analogie. 

Ein "Subjektionsverhältnis, dem Eigentum entsprechend, 
besteht im Staatsrecht nicht zwischen Staatsgewalt und Ge- 
biet, wohl aber zwischen Staatsgewalt und Untertan. Wie 
der Eigentümer über die ihm gehörige Sache, so herrscht 
der Staat über seine Angehörigen. Wie der Eigentümer sein 
Recht am Objekt seinen Zwecken dienlich macht, so gebraucht 
der Staat sein Herrschaftsrecht über die Untertanen, um seine 
Zwecke zu verwirklichen. Und wie aus dem Herrschaftsrecht 
über die Sache das Recht reflektiert, andere von der Herr- 
schaft über diese Sache auszuschliessen, so reflektiert aus dem 
Herrschaftsrecht des Staates über die auf seinem Gebiet be- 
findlichen Personen das Recht, jeden andern Staat von der 
Herrschaft über diese Personen auszuschliessen. 

Den Beschränkungen des Eigentums im Privatrechte ent- 
sprechen also im Staatsrechte Beschränkungen des Herrschafts- 
rechtes der Staatsgewalt. 

Die Stellung der Servitut im Privatrechtssystem ist nicht 
nur durch ihren Inhalt, sie ist auch durch ihre eigenartige 
Wirkung bedingt. Die Servitut ist vom Wechsel des Eigen- 
tums der belasteten Sache unabhängig: sie besteht fort, auch 
wenn der Inhaber des beschränkten Eigentumsrechtes durch 
einen andern ersetzt wird. So muss auch eine Beschränkung 
des staatlichen Herrschaftsrechtes, soll sie der privatrecht- 
lichen Servitut analog sein, fortbestehen, wenn der Inhaber 
des beschränkten Herrschaftsrechtes durch einen .andern ersetzt 
wird. Mit andern Worten: eine Beschränkung der Staatsgewalt 
ist nur dann eine Analogie zur Beschränkung der Eigentums- 
gewalt, wenn sie vom Wechsel der Staatsgewalten unabhängig 
ist. Nur eine in diesem Sinne dauernde Beschränkung der 
Staatsgewalt, die jeweils in einem bestimmten Gebiete herrscht, 
könnte mit dem Namen „Staatsdienstbarkeit** belegt werden ^^). 

75) Ich gelange zu ähnlichen Ergebnissen wie Sartorius, wenn 

4* 
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Der Begriff der Staatsservitut hängt somit eng zusammen 
mit dem Begriff der Rechtsnachfolge in völkerrechtliche 
Rechtsverhältnisse. Ob es eine solche gibt oder nicht, kann 
nicht a priori aus irgend welchen allgemeinen Begriffen irgend 
einer staatsrechtlichen Theorie gefolgert werden, sondern nur 
auf induktivem Wege könnte das Bestehen oder Nichtbestehen 
einer solchen Rechtsnachfolge festgestellt werden. Nur eine 
eingehende historisch-dogmatische Untersuchung der hierher 
gehörenden Rechtsverhältnisse würde genügende Klarheit 
bringen; der vorliegende Vertragsstoff müsste unter Berück- 
sichtigung seiner Entstehungsgeschichte nacli Zweck und Inhalt 
genau geprüft werden. Nur im Laufe einer solchen Prüfung 
könnte auch eine wissenschaftlich brauchbare allgemeine Formel 
gefunden werden, um dauernde Beschränkungen der Staats- 
gewalt, Staatsdienstbarkeiten im oben ausgeführten Sinne, von 
den gewöhnlichen Beschränkungen zu unterscheiden. Man 
würde vielleicht zu dem Ergebnis kommen, dass Verpflich- 
tungen, die einer Staatsgewalt im Interesse der gesamten 
Staatengemeinschaft etwa durch Kongressbeschluss auferlegt 
sind, zu solchen Staatsdienstbarkeiten gehören. 

Dass dagegen zwei Staaten allein ein solches Rechtsver- 
hältnis durch Vertrag schaffen können, wurde bereits früher 
bezweifelte^). Wenn ein Staat seine Willensmacht zu gunsten 
eines anderen Staates bindet und die Erfüllung dieser Willens- 
bindung an den Besitz eines bestimmten Gebietes geknüpft ist, 
wie z. B. die Einräumung einer Kohlenstation, so kann die 
verpflichtete Staatsgewalt, wenn ihr das betreifende Gebiet 
verloren geht, ihre Verpflichtung eben nicht mehr erfüllen, 
ebensowenig geht sie aber auf den Rechtsnachfolger des ver- 
pflichteten Staates in jenem Gebiete über. W^enn z. B. Deutsch- 



aiuh von einem andern Ausgangspunkte aus. Sartorius ist, soweit icli 
die einschlägige Literatur übersehe, der erste, der den Begriff der Staats- 
dienstbarkeit auf dem Boden der P]igens(liaftstheorie stehend durch- 
gefülirt hat. 

70) S. 43. 
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land seiner Veq)flichtung gemäss Spanien ein Kohlendepot auf 
den Karolinen einräumt und etwa England später die Karo- 
linen erwirbt, rückt dann England als Erwerber des belasteten 
Gebietes ohne weiteres in die Verbindlichkeit Deutschlands 
ein? Dies kann durchaus nicht behauptet werden. „Es ist 
vielmehr in solchem Falle Sache des Veräusserers, den bisher 
Berechtigten zu entschädigen, wenn dieser nicht ausdrücklich 
oder stillschweigend, durch vorbehaltlose Einwilligung in die 
Gebietsveränderung, auf sein Recht verzichtet. Von einem 
dinglichen oder absoluten, an dem Grundstücke haftenden 
Charakter des Rechtsverhältnisses kann also keine Rede sein." '' ) 
Wenn also die obigen Ausführungen hinsichtlich des Be- 
griffes „Staatsdienstbarkeit" zu keinem endgültigen Ergebnis 
gelangten, so steht doch soviel fest, dass es Staatsdienstbar- 
keiten in dem hergebrachten Sinne nicht gibt und dass ferner, 
selbst wenn es Staatsservituten in dem von mir dargelegten 
Sinne gäbe, doch durch die Einräumung einer Kohlenstation 
niemals eine solche begründet wird. 

IV. Kohlenstation und Neutralität. 

Der Begritt* der Kohlenstation ist bisher seinem Inhalte 
nach an der Hand eines Einzelfalles untersucht worden; sodann 
ist ihm seine Stellung im Rechtssystem zugewiesen worden. 
Es bleibt noch zu luüfen seine Wirkung im Falle eines 
Krieges. Es wurde in dem einleitenden Tede gezeigt, dass 
die Kohlenstation für den Zessionar^) grade dann von Bedeutung 
ist, wenn er in einen Krieg verwickelt ist. Es knüpft sich 
hieran die Frage: darf der Zedent die Vergünstigung, die er 
dem Zessionar im Frieden gewährt, auch dem kriegführenden 
Zessionar zuwenden, ohne seine Neutralität zu verletzen-)? 

77) Liszt S. 75 i? S Hl ■}. 

1) Vgl. Abschnitt I, Anin. 21. 

2) Der umgekehrte Fall bedarf nur der Erwähnung: Wenn der 
Zessionar als ntuitrale Macht die ihm eingeräumte Kohlenstation irgend 
einem Kriegführenden öffnen wi'irde, so würde er sicherlich die Neutralität 
verletzen. 
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Der Krieg schafft nicht nur ein Rechtsverhältnis zwischen 
den Kriegführenden, sondern auch zwischen den Kriegführenden 
und den nicht am Kriege teilnehmenden Staaten, das man 
Neutralität nennt Neutral ist dem Wortsinne nach der- 
jenige, qui neutrius oder nullius partis est, der keiner Partei 
angehört Sonach liegt in dem Begriffe zunächst das selbst- 
verständliche Erfordernis, dass der Neutrale nicht selbst un- 
mittelbar als Partei am Kriege teilnimmt; sodann aber auch 
darf der Neutrale keinen der Kriegführenden in einer Weise 
unterstützen, dass er als zu dessen Partei gehörig, als sein 
Bundesgenosse zu betrachten ist „Neutralität heisst: unpar- 
teiische Teilnahmlosigkeit eines Staates gegenüber dem Kampfe 
kriegführender Staaten" •'). Die Staaten, die neutral sein wollen, 
sind den Kriegführenden gegenüber verpflichtet, an den Feind- 
seligkeiten nicht teil zu nehmen; umgekehrt haben sie gegen 
die Kriegführenden den Anspruch, von den Feindseligkeiten 
unberührt zu bleiben. Die Rechte und Pflichten entsprechen sich. 

Insbesondere darf der Neutrale nicht den Durchzug von 
Truppen durch sein LÄudgebiet gestatten, viel weniger einen 
Aulenthalt daselbst Der Neutrale hat vielmehr Truppen der 
Kriegführenden, die auf sein Gebiet übertreten, zu entwaffnen 
und möglichst weit vom Kriegsschauplatze zu internieren. Zu 
dem Zwecke kann er sie in Lagern verwahren und sie auch 
in Festungen und anderen geeigneten Orten einschliessen. 
Dies ist positive Vorschrift der zweiten Haager Konvention. 
Gestattet ist nur der Durchzug von Verwundeten und Kranken*). 
So bedeutet das Betreten neutralen Gebietes durch Heeres- 
abteilungen Kriegführender die Lahmlegung dieser Truppe 
bis zum Friedensschluss. Dies gilt unbestritten für das Land- 
kriegsrecht. Das Seekriegsrecht hat hier, wie vielfach, eine 
andere Entwicklung genommen. 

Es wurde oben gesagt, dass auch im Frieden jeder Staat 

3) Stoerk, Völkerrecht S. 1338. 

4 Art. 57 fg. des Abkommens betr. die Gesetze und Gebräuche 
des Landkrieges. Vom 20. Juli 1899. Reichsgesetzblatt 1901 S. 453. 
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prinzipiell das Recht hat, seine Häfen fremden Kriegsschitfen 
zu schliessen, und — a fortiori — ist kein Zweifel, dass 
er dieses Kecht auch Kriegführenden gegenüber hat. Darüber 
gibt es in der Literatur, soweit ich sehe, nur eine Stimme. 

In neuerer Zeit haben einige Staaten von diesem Rechte 
Gebrauch gemacht. So verschloss China im spanisch-ameri- 
kanischen Kriege seine Häfen den Kriegsschiffen der Krieg- 
führenden, ausgenommen die Fälle der reläche forc^e^). 
Schweden und Norwegen haben 1904 nicht weniger als 11 
ihrer bedeutendsten Häfen und Reeden gesperrt*^), eine Mass- 
regel, die einem grösseren Geschwader wohl gänzlich die Be- 
nutzung schwedisch-norwegischer Territorialwässer verwehrte. 
Dänemark hatte sich das Recht vorbehalten, die Terri- 
torialgewässer im Süden Seelands, sowie Hafen und Reede 
von Kopenhagen zu schliessen'). Es sind, wie man sieht, 
nur kleine oder schwache Staaten, die ihre Neutralität durch 
eine soweit gehende Massregel schützen wollen**). 

Weil also die Zulassung von Kriegsschiffen in fremden 
Häfen auf der ausdrücklich gegebenen oder stillschweigend 
vorausgesetzten Erlaubnis des betreffenden Staates beruht, so 
hat jeder Staat auch die Befugnis, über den Aufenthalt fremder 
Kriegsschiffe in seinen Gewässern Regeln aufzustellen, denen 
sich die Kriegsschiffe, die seine Gastfreundschaft geniessen, 
unterzuordnen haben. Was aber Kriegsschiffen im Frieden 
lebender Nationen gegenüber ein Recht ist, ist Kriegsschiffen 
Kriegführender gegenüber eine Pflicht der Neutralität. Ein 
neutraler Staat, der Kriegführenden eine unbeschränkte Be- 



5) Recuei Bd. 21) S. llü. 

6) Revue Generale 1004 Documents 8. 15. 

7) Ebenda S. 14. 

8; Lawrence (War and Neutrality S. 134 : „What is possible 
for the small Scandinavian real ms is not possible for great and powerful 
neutral states, whicb cannot abdicate their position in the world by is- 
suing a declaration whicli would amount to a confession of inability to 
keep Order in their own waters.'* 
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nutzung seiner Häfen gestattete, machte sicli selbstverständlich 
eines Neutralitätsbruches schuldig. 

Doch ist zu scheiden zwischen dem, was ein neutraler 
Staat tun niuss und dem, was er tun darf; es ist zu scheiden 
zwischen den Punkten, die ein Neutraler nach anerkannten 
positiven Vorschriften des Völkerrechts zu regeln hat, und 
den Punkten, deren Regelung ihm tiberlassen bleibt. 

Zweifellos geht die Tendenz im Völkerrecht dahin, den 
Krieg zu lokalisieren und auf die Kriegsparteien zu be- 
schränken; man hat von den Pflichten der Neutralen zwei- 
fellos ein strengere Auffassung als früher'*). Gerade die 
Pflichten der Neutralen im Seekriege bedürfen einer festeren 
und strengeren Ausgestaltung: ob diese freilich in nächster 
Zeit zu erwarten steht, ist fraglich genug. Immerhin ist zu 
hoffen, dass demnächst die im Prinzip beschlossene internatio- 
nale Seerechtskonferenz einige Klärung bringen wird. 

Über die wichtige Kohlenfrage ist man gegenwärtig in 
Praxis und Literatur gleich uneinig. Der englische Stand- 
punkt gelegentlich des russisch-japanischen Krieges wurde 
bereits oben wiedergegeben'^); eine Begründung hatte er vor- 
her in der Literatur gefunden durch Lawrence'^). Ja La- 
wrence geht noch weiter als die englische Regierung, er for- 
dert von den Neutralen überhaupt ein Verbot für Krieg- 
führende, in neutralen Gewässern Kohlen zu nehmen, weder 
von eignen Transportdampfern, noch aus den im Hafen vor- 
handenen — wenn auch im Privateigentum stehenden — Kohlen- 
vorräten. Diese neue Lehre ist in Frankreich lebhaft bekämpft 
worden von de Lapradelle'-); auch in Deutschland hat sie 



9) L'in sich davon zu überzeujreu, braucht man nur bei Heffter den 
Abschnitt über Neutralität § 144) zu lesen und ihn dann mit den An- 
merkungen von Gettcken zu vergleichen. 

10 S. IH. 

11) War and Neutrality S. 120—37. ll>er den Standpunkt an- 
derer englischer Autoren s. Holland S. ;U>5, ()pj)enheini Bd. 2. S. 355, 

12 Revue benerale 1904 S. 531. 
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bisher wohl nur Gegner gefunden ^^). Man wirft ihr vor, dass 
der Vorteil Englands ihr einziges Motiv sei; Scholz sagt von 
ihr, in ähnlicher Redewendung wie Lapradelle, sie sei der 
letzte Stein zum britischen Imperialismus; auch praktisch sei 
sie höchst bedenkUch, denn Staaten, die nicht „ausgedehnte 
Kohlenstationen", besonders auf dem Wege zu ihren Kolonien, 
besässen, würden dadurch in der Seekriegführung empfindlich 
gelähmt werden. Deutschland habe am wenigsten Anlass, diese 
Theorie zu verfechten. Verfällt hier Scholz nicht in denselben 
Fehler, den er Lawrence vorwirft? Es ist freilich natürlich, 
dass ein Volk bei Schaifung völkerrechtlicher Normen seine 
Interessen nach Möglichkeit wahrnimmt; dieses Bestreben 
wird um so grösser sein, je mehr das National bewusstsein 
eines Volkes ausgeprägt ist. Dagegen ist es nicht die Auf- 
gabe der Wissenschaft, die egoistischen Interessen eines Ein- 
zelnen zu verfechten; sie soll nicht nationales, sondern inter- 
nationales Recht schaifen. Und zu solchem scheint die Auf- 
fassung von Lawrence besser geeignet, als etwa die laxe 
französische Auffassung. 

Ich glaube auch nicht, dass man mit der Aufstellung des 
englischen Grundsatzes die Warnung unbeachtet lässt, die 
Stoerk ausspricht ^^): man solle von dem Begriffe der Neu- 
tralität alle Erscheinungen abhalten, die dem Wesen der Neu- 
tralität widersprächen und den Umfang ihres Ptiichtenkreises 
jenseits aller Berechnung erweiterten. Vielmehr glaube ich, 
dass gerade dieser (irundsatz der Bedeutung der Kohle im 
Seekrieg gerecht wird, dass gerade er aus dem Begriffe der 
Neutralität folgt und seine Durchführung durchaus im Bereiche 
des Möglichen liegt. 

Vorläufig jedoch ist er weit davon, anerkannte völker- 
rechtliche Satzung zu sein, und kann daher keine feste Grund- 
lage abgeben für die Entscheidung der Frage, ob die Ein. 
räumung einer Kohlenstation in neutralen Gewässern zu 
Kriegszeiten einen Neutralitätsbrucli darstellt oder nicht. 

13) iS'auticus 11)05 S. 241. Scholz S. 165. Liszt S. 301 ^ 42 II 2. 

14) Völkerrecht S. 1338. 
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Ebensowenig gestattet andererseits die mannigfaltige und 
wenig befriedigende Regelung der Kohlen Versorgung, wie 
sie gegenwärtig bei den einzelnen Staaten gilt, von diesem 
speziellen Gesichtspunkte aus an unsere Frage heranzu- 
gehen. Vorläufig muss man sich an positive allgemeine 
Vorschriften des Völkerrechts halten und es ist mit Genug- 
tuung festzustellen, dass das Völkerrecht in dieser wichtigen 
Frage nicht versagt. 

Im Laufe des bekannten Alabamastreites zwischen 
England und den Vereinigten Staaten wurde durch Vertrag 
vom 8. Mai 1871 zu Washington*^) vereinbart, die Erledigung 
der Angelegenheit einem Schiedsgerichte zu unterbreiten. Die 
5 Schiedsrichter sollten ihrer Entscheidung 3 Regeln zu gründe 
legen, die auch in Zukunft für die Kontrahenten verbindlich 
sein sollten^®). 

Die hier interessierenden Regeln 2 und 3 lauten: 
„A neutral Government is bound: 

2) Not to permit or suflFer either belligerent to make 
use of its ports or waters as the base of naval Ope- 
rations against the other, or for the purpose of the 
renewal or augmentation of military supplies or arms, 
or the recruitement of men. 

3) To exercise due diligence in its own ports and wa- 
ters, and, as to all persons within its Jurisdiction 
to prevent any violation of the foregoing obligations 
and duties." 

Wenn nun auch die übrigen Seemächte nicht aufgefordert 
wurden, den 3 Regeln beizutreten, wie es im Vertrage vor- 
gesehen war, so können sie doch als leitende Normen des 
gegenwärtigen Völkerrechts gelten; formell sind sie zwar nur 
bindend für die Vertragsstaaten, materiell jedoch sind sie allge- 
mein gültige Sätze des Völkerrechts^^); sie sind nach der 

15) Recueil, 1. Reihe, Bd. 20 S. 698. 

16) Art. 6 des Vertrages. 

17) Schon 1875 hat das Institut de Droit International imAnschluss 
an sie mehrere andere Regeln adoptiert; vgl. Oppenheim Bd. 2 S. 360 
Anm. 2. 
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Pariser Deklaration von 1856 der zweite wichtige Markstein 
in der Entwicklung des modernen Seekriegsrechtes, sie sind 
vor allem wichtig für die Entwicklung des Begriffes der Neu- 
tralität, aus dem sich ihre Forderungen unmittelbar ergeben. 
Sie finden sich denn auch in den meisten Neutralitäts- 
erklärungen ausdrücklich ausgesprochen oder bilden doch den 
gemeinsamen Ausgangspunkt für die detaillierten Bestimmungen. 
Das hier hauptsächlich in Betracht kommende Verbot für 
Kriegführende, aus neutralen Häfen eine Operationsbasis zu 
machen, lässt selbst Frankreich als feststehenden Satz des 
Völkerrechts gelten ^^), Frankreich, das sonst, wie wiederholt 
augedeutet, in der Auffassung seiner Neutralitätspflichten zu 
Wasser so zurückhaltend ist. 

Nun ist zwar in den drei Regeln von Washington 
nicht die Rede von Kohlen oder Kohlenstation, doch der darin 
aufgestelltej allgemeine (iesichtspunkt hilft uns zur Entschei- 
dung unserer Frage: eine neutrale Regierung ist verpflichtet, 
nicht zu erlauben oder zu dulden, dass ihre Häfen oder Ge- 
wässer von einem Kriegführenden als Basis der maritimen 
Operationen gegen den anderen benutzt werden. 

Das Schiedsgericht, das auf Grund jenes \'ertrages ein- 
gesetzt wurde, hat in seinem Schiedssprüche vom 14. September 
1872 die Kohlenfrage folgendermassen mit der zweiten Regel 
in Verbindung gebracht: 

„In Order to inipart to any supplies of coal a 

character inconsistent with the second rule, prohibi- 

ting the use of neutral ports or waters as a base of 

naval Operations for a belligerent, it is necessary that 

the Said supplies should be connected with special 'cir- 

cumstances of time, of persons, or of place, which may 

combine to give them such character''^'"^). 

Wie beschaffen diese Umstände sein müssen, wird nicht 

näher angegeben Nur die Prüfung der Frage, was unter 

dem militärischen terminus technicus „Operationsbasis" 

18) Instruktion von 1V>04 No. '2 c (Hovue Generale Documents S. i>). 

19) Wharton Bd. ;\ S. ()32. 
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zu verstehen sei, kann genügende Aufklärung geben. Ich 
kann hier nichts besseres tun, als die Sätze von Lawrence 
darüber anzuführen*-"). 

„Hall «luotes from Jomini, the great French writer on 
the art of war, a definition of a base of Operations as a place 
or Station 'from which an army draws its resources and rein- 
forcements, that from which it sets forth on an offensive ex- 
pedition, and in which it finds a refuge at need'. He goes 
on to contend that continued use is above all things the cru- 
cial test of a base' ; and it is difficult to resist the arguments 
in favor of this view, which applies to a fieet or a Single ship 

as well as to an army or a detachnient of troops Un- 

doubtedly it is aimed at the frequent drawing of Stores and 
equipments from depots situated in neutral territory and al- 
ways open to the belligerent for the replenishment of his ma- 
gazines. Each separate supply may be innocent in itself, or 
at most of a doubtful nature. It is their constant recurrence 
which makes them illegal." 

Diese Charakteristik passt vollkommen auf die Vergünsti- 
gung, die der eine Kohlenstation einräumende Staat den 
Kriegsschiffen des Zessionars, die insbesondere Deutschland 
auf Grund jenes Artikels 3 spanischen Kriegsschiffen in Kriegs- 
zeiten zu gewähren haben wird. Jederzeit soll die Kohleli- 
station den Kriegsschiffen des Zessionars offen stehen, und es 
darf dem Zessionar nicht verwehrt werden, die dort lagernden 
Kohlenvorräte jederzeit durch frische Zufuhr zu ergänzen, d. h. 
der Zedent muss die Zufuhr von Kriegskonterbande''^^) in 
dem seiner Souveränität unterstehenden Hafen ebenso ge- 
statten, wie die Verladung dieser Kriegskonterbande auf 
Kriegsschiffe, und zwar beides in unbegrenztem Masse. Ohne 
Zweifel verletzt dadurch der Zedent seine Neutralität ^2), weil 

20) Principles S. 504-5. 

21 Ich folge der Ansicht, die im Gegensatz zum avant-projet 
des Institut de Droit International (§13 No. 8) daran festhält, dass 
Kohle, für Kriegszwecke des Gegners bestimmt, Konterbande sei. 

22) So auch Stoerk, Schutz des deutschen Handels S. 7. Fahre 
S. 67. Vgl. ferner Wharton Bd. 3 S. 570,71, 575, 429. 
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er dadurch einen der Kriegführenden derart unterstützt, dass er 
als zu dessen Partei gehörig erscheint, während doch Neu- 
tralität unparteiische Teilnahmlosigkeit gegenüber dem Kampfe 
bedeutet. Die Neutralen haben nicht nur die Pflicht, den 
Kriegführenden die Errichtung und Benutzung von Depots 
auf neutralem Gebiete zu untersagen, sie haben auch ein ent- 
sprechendes Recht-M. Es begeht somit der Neutrale, der diese 
Pflicht verletzt, ebensowohl einen Neutralitätsbruch, wie 
der Kriegführende, der dieses Recht missachtet. 

Dieser Neutralitätsbruch kann nicht dadurch gut gemacht 
werden, dass der Zedent dem Kriegsgegner des Zessionars 
ein gleiches Recht einräumt, denn diese scheinbar gleiche Be- 
günstigung würde doch nicht für beide Teile gleiche Vorteile 
mit sich bringen. Der Zessionar hat bereits im Frieden Müsse 
gehabt, ein Kohlendepot einzurichten und mit allem nötigen 
zu versehen; sein Gegner soll damit erst beginnen. Das 
Wesen der Neutralität besteht eben nicht darin, beiden Teilen 
gleiche Vergünstigungen zn gewäliren, sondern darin, keine Partei 
zu unterstützen : Neutralität kommt von neuter, nicht von 
uterque '-^). Der Begriff' der Neutralität lässt auch keine Ab- 
stufungen zu, eine unvollständige Neutralität gibt es nicht. 
Wer neutral sein will, muss es ganz sein; und umgekehrt, wer 
in einem Punkte nicht neutral ist, ist überhaupt nicht neutral. 

Der Zedent kann sich selbstverständlich ferner nicht 
hinter den Vorwand flüchten, dass er den Einräumungsvertrag 
in Friedenszeiten ohne Rücksicht auf den gegenwärtigen Krieg 
geschlossen habe und nicht wissen konnte, wann und mit wem 
einmal der Zessionar in Krieg geraten würde. Durch die Er- 
füllung seiner Vertragspfiichten nimmt er eben am Kriege 
teil und verwirkt die Rechtsstellung des Neutralen^''). 

2H) Die nordischen Königreiche haben in iluen Neutralitätser- 
klärungen 1004 Revue (i(?nerale Documenta S. 14. IG) den Kriegführen- 
den ausdrücklich untersagt, anfihreni neutralen (irehiet Kohlenniederlagen 
zu errichten. 

24) Vgl. Berner S. 254. 

25) Vgl. Liszt S. :J5n § 42 II 1, 0])i)enheiin Hd. 2 ^ 305 und die 
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In der älteren Literatur freilich . findet sich vielfach die 
Meinung, dass in einer partiellen Unterstützung einer Kriegs- 
partei, die auf einer Staatsdienstbarkeit oder einer ohne Rück- 
sicht auf einen bevorstehenden Krieg begründeten Vertrags- 
pflicht beruhe, keine Verletzung derNeutralitätspflicht liege ^). 
Noch Clauss^j ist der Ansicht, dass die Ausübung sogenannter 
militärischer Staatsservituten in Kriegszeiten „an und für sich" 
die im übrigen bestehende Neutralitätspflicht nicht verletze 
denn, meint er, „das dingliche Recht der Staatsservitut hat in 
diesen Fällen den Vorrang vor dem bloss obligatorischen 
Recht der Neutralität"! Eine solche Auffassung ist jedoch 
mit den gegenwärtigen strengen Forderungen der Neutralität 
unvereinbar, die Unterscheidung zwischen vollkommener und 
unvollkommener Neutralität ist dem gegenwärtigen Völker- 
rechte fremd, und es bleibt das Ergebnis bestehen: der Ze- 
dent, der die Benutzung der Kohlenstation auch dem auf Kriegs, 
fnss stehenden Zessionar gestattet, bricht seine Neutralität. 

Kann nun etwa hieraus der Zedent einen Grund zur 
Ungültigkeit des Einräumungsvertrages herleiten? 
Auch das Vertragsrecht des Völkerrechtes steht unter der 
Herrschaft des allgemein gültigen Satzes : Pacta sunt servanda! 
Als Russland 1870 sich einseitig von der 1856 im Pariser Frieden 
zugestandenen Neutralisierung des Schwarzen Meeres los 
sagte, wurde darauf im Londoner Protokoll vom 17. Januar 
1871 folgendes festgestellt: 

„C'est un principe essentiel du droit des gens qu'au- 
cune puissance ne peut se d^lier des engagements d'un 
traite, ni en modifier les stipulations, qu'ä la suite de 
Tassen timent des parties contractantes, au moyen d'une 
entente amicale"-*^). 

dort Zitierten: speziell für den Fall der Kohlenstation Politis S. 362 
Anra. 3, Fabre S. 66 67. 

26) So z. B. Hhmtschli, zitiert bei Clauss S. 215. 

27) S. 217. 

28j Staatsarehiv Bd. 20. S. 186. 
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Diesen Satz mnss man als durchaus begründet aner- 
kennen, will man überhaupt von einem Völker-Recht 
sprechen^»). Diesen Grundsatz nicht anerkennen heisst, das 
Völkerrecht in seinen Grundlagen verneinen. Er ist nicht nur 
psychologisch aus der Natur des Vertrages abzuleiten ^% er 
ist vor allem ein Satz des positiven Völkerrechts, hinter dem 
der Zwang steht. Freilich nicht in der Weise, wie etwa über 
der Privatrechtsordnung der staatliche Zwang wacht. Aber 
je entwickelter und lebensfähiger ein Staat ist, desto mehr 
Rechtsgüter hat er zu verteidigen, desto grösser ist die Be- 
rührungsfläche mit andern Staaten, desto grösser ist daher 
seine Angriffsfläche ^^j. Ein Staat, der sich der Erfüllung 
seiner Verträge entziehen wollte, setzt sich daher einer grossen 
Gefahr aus, der gegenüber die Erfüllung des Vertrages 
meistens als das kleinere Übel erscheint. 

So ist „das grosse regulatorische Prinzip der Gegenseitig- 
keit"^^) der Untergrund des internationalen Vertragsrechtes. 

Freilich hat die Vertragstreue ihre Grenzen. So darf 
durch Erfüllung einer Vertragspflicht für den Leistenden nicht 
ein Übel entstehen, das vollkommen ausserhalb des Vertrags- 
zweckes liegt. 

Das Übel, das bei Verträgen über Kohlenstationen für 
den Zedenten entstehen kann, ist die Herbeiführung einer 
Kriegsgefahr durch die oben geschilderte Neutralitätsver- 
letzung. Diese wird für den Zedenten nicht nur mit diplo- 
matischen Schwierigkeiten verknüpft sein, sie bringt vor allem 
bedeutende wirtschaftliche Nachteile mit sich. Misslingt die 
friedliche Beilegung eines solchen Streitfalles, so wird der 
Zedent in einen Krieg hineingezogen, dessen Ausgang ihm 
vielleicht anfangs vollkommen gleichgültig war. 



29 Freilich ist grade diese Bezeichnung neuerdings als „bom- 
bastisch" zurückgewiesen worden: vgl. den Aufsatz „Fragen des See- 
kriegsrechtes" im Nauticus 1905 S. 233. 

30 Affolter S. 183. 

31. Vgl. Stoerk, Staatsverträge S. 51S. 
32 1 Ebenda. 
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Um zu prüfen, ob der Zedent verpflichtet ist, dieses Übel 
auf sich zu nehmen oder nicht, niuss geschieden werden 
zwischen Einräum ungs vertragen, in denen die Benutzung der 
Kohlenstation im Kriegsfalle nicht erwähnt ist, und solchen, 
in denen sie ausdrücklich vereinbart ist 

Im ersten Falle ist die Benutzung der Station während 
des Krieges zu suspendieren. Der Zedent kann nicht zu 
einem Neutralitätsbruch verpflichtet sein, der in dem Vertrage 
nicht vorgesehen ist. Aus dem Schweigen der Kontrahenten 
ist vielmehr zu folgern, dass der Zedent durch Erfüllung des 
Vertrages nicht daran gehindert werden soll, seine Stellung 
als Neutraler zu wahren. Man kann nicht einwenden, dass die 
Kohlenstation grade im Kriegsfalle für den Zessionar von Be- 
deutung sei und dass daher Einräumungsverträge, die die 
Benutzung im Kriege nicht ausdrücklich gestatten, doch in 
diesem Sinne erweiternd auszulegen seien. Denn auch in 
Friedenszeiten kann eine Kohlenstation vor allem für die Han- 
delsmarine des Zessionars wichtig sein, so besonders, wenn sie 
abseits befahrener Schiftahrtsstrassen liegt, in Gegenden, wo 
andere Gelegenheit zum Kohlennehmen nicht geboten ist. Die 
Einräumung einer Kohlenstation allein für Friedenszeiten ist 
durchaus nicht gegenstandslos. Daher darf ein so wichtiger 
Punkt, wie die Benutzung im Kriegsfalle, nicht im Wege ex- 
tensiver Interpretation aus einem Vertrage herausgelesen werden; 
eine dahin gehende Absicht der Parteien muss vielmehr klar 
zum Ausdruck kommen. 

Ist dies geschehen, dann ist freilich der Zedent verpflichtet, 
dem Zessionar die Benutzung auch im Kriege zu gestatten, 
selbst auf die Gefahr hin, von dem Gegner des Zessionars 
als Kriegspartei angesehen zu werden. Einräumungsverträge, 
in denen die Benutzung im Kriege ausdrücklich vereinbart 
ist, sind eben Verträge, durch die der Zedent sich verpflichtet, 
dem Zessionar in Zukunft im Falle eines Krieges Beihülfe zu 
leisten. Solche Verträge können nicht wegen unsittlichen 
Inhalts als null und nichtig angesehen werden, denn das Völker- 
recht gebietet keinem Staate, neutral zu bleiben, stellt dies 
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vielmehr in das Belieben der einzelnen Staaten. Nichtig wäre 
ein Vertrag, der dem positiven Völkerrechte zuwider läuft 
z. B. ein Vertrag, durch den ein Staat sich verpflichtet, in 
seinem Gebiet die Sklaverei einzuführen. Ein Einräumungs- 
vertrag, der die Benutzung der Station im Kriege ausdrücklich 
gestattet, steht hiermit keineswegs auf gleicher Stufe. F^r ist 
ein partieller Bündnisvertrag und ist ebenso wenig un- 
gültig wie ein totaler. Die Unterstützung im Kriege ist aus- 
drücklich zum Vertragszwecke gemacht; das Übel, das die 
Erfüllung der VertragspHiclit in sich birgt, muss der Zedent 
auf sich nehmen. 

Freilich könnte ein Staat sich von einem solchen Vertrage 
einseitig lossagen unter Berufung auf die clausula rebus 
sie stantibus. Könnte der Zedent sagen: als ich die Kohlen- 
station einräumte, war die Rechtslage, die Ansicht der Völker- 
rechtswissenschaft die. das8 in dii'-ch die Benutzung des ein- 
geräumten Depots durch dcii /<*<'i4i»uiar meiner Neutralität 
nicht verlustig ging, jetzt aber hai)i n die Verhältnisse sich 
dahin geändert, dass man mich mit <irund des Neutralitäts- 
bruches zeiht, wenn ich die Benutzung auch im Kriege gestatte 
— so dürfte er allerdings der Erfüllung des Vertrages in 
diesem Punkte sich entziehen^ ). 

Deutschland kann sich auf diese Klausel nicht berufen. 
Im Jahre 1899, in dem es Spanien die Errichtung von Kohlen- 
stationen auf den Karolinen usw. gestattete, bestand die Pflicht 
der Neutralen, auf ihrem Gebiet den Kriegführenden keine 

8i5) l'iu den Neiitralitätsbruch zu venneidcn, könnte vereinbait 
werden, dass für die Zeit, wo der Zessionar in einen Krieg verwickelt 
ist, das betrettende Wasser- und Landgebiet völlig an ihn abgetreten 
werde, um nach dem Kriege wieder an den Zedenten zurückzufallen 
(Ähnlich Fauchille S. 807 Anm. 1). Doch eine solche Zession würde den 
Zedenten seiner Verantwortung nicht entheben; ob er dem Zessionar 
Kriegshülfe leistet, indem er ihm gestattet, die Kohlenstation zu benutzen, 
oder indem er ihm Gebiet zu militärischen Zwecken abtritt, bleibt für 
den Tatbestand der Neutralitätsverletzung gleichgültig. (Nach Politis, 
S. 362 Anm. 3 gegen Ende, wäre eine solche Zession fraudulos und 
daher nichtig.) 
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Depots einzuräumen, ebenso gut wie heute. Wenn Deutsch- 
land daher hier vor der Alternative steht: Vertragsbruch 
oder Neutralitätsbruch, so darf man nicht den ersteren 
anraten, um den letzteren zu meiden. Die Wissenschaft kann 
auf die Fraf^e, ob jener Vorbehalt in Artikel 3 des deutsch-spa- 
nischen Zessionsvertra^^es zu ^unsten Spaniens rechtswirksam 
sei, nur mit Ja antworten. 

Auf der andern Seite ist nicht zu leugnen, dass ein grosser 
Staat, wie etwa der deutsche, von dem das Wohl und Wehe 
vieler Millionen abhängt, sich nicht leichtsinnig der Gefahr 
eines Krieges aussetzen darf durch Erfüllung von Verpflichtungen, 
die er vielleicht übernommen hat in der Erwartung, dass sie 
dereinst nicht ausgeführt zu werden brauchten. Aber ein 
Staatsmann, der die p]rfüllung solcher Vertragspflichten vw 
von sich weist, kann sich wohl auf die Politik berufen, nicht 
auf das Völkerrecht, denn jn der Politik, nicht im Völkerrecht 
heisst es: Right or wrong, my.''>x)untry!*») 

Freilich soll hiermit nicht einer unbedingten Trennung 
des Rechtes von der Politik das Wort geredet sein in dem 
Sinne, dass das Recht und die Lebensinteressen des einzelnen 
Staates Gegensätze seien. Beide sollen mit einander in Wechsel- 
wirkung stehen, die Politik wird die Gestaltung des Redites 
beeinflussen, das Recht soll umgekehrt die PoUtik leiten. Nur 
wenn das Völkerrecht nicht in toter Ruhe in Büchern und 
Verträgen beharrt, sondern am lebendigen Leben Anteil nimmt, 
nur dann wird es das hohe Ziel erreichen, das jede Rechts- 
ordnung vor Augen haben soll: zum besten der Gemeinschaft 
zu dienen, deren Rechtsbeziehungen sie regelt. 

84) Vf^l. die Bemerkungen Bisinarekn über die Zukunft des Drei- 
bundes (Gedtuiken und Krinneningen Bd. 2 S. 256); femer Lawrence, 
Principlea S. 2H8, und die interessanten Ausfllhningen bei Merignhac 
Bd. 1 S. 24 — 2(>. Auch ein Ausspruch des früheren russischen Minister- 
präsidenten Witte mag in diesem Zusammenhange angeführt werden: 

„l'n trait(» vaut ce que valent ceux qui Tappliquent** (Le Tenps 

vom 21. September 1905 . 
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